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A. Allgemeiner Teil. 

§ I. 

Das Staatsgebiet. 

Über den Begriff des Staatsgebiets herrscht in der Wissen- 
schaft grosse Meinungsverschiedenheit. Manche huldigen einer 
rein privatrechtlichen Anschauung, andere einer rein staatsrecht- 
lichen, noch andere endlich Anschauungen, welche Mischungen 
zwischen den beiden ersten sind. Grundsätzlich schliessen sich 
die privatrechtlichen und die staatsrechtlichen Anschauungen 
vollständig aus; in den Werken, in welchen beide kombiniert 
sind, finden sich daher häufig Widersprüche und Inkonsequenzen. *) 
Die Definition des Staatsgebiets als „Staatseigentum" ist heute 
schon fast allgemein als falsch anerkannt worden, der Ausdruck 
„völkerrechtliches Eigentum***) aber, oder „internationales Eigen- 
tum**»*^) wird noch vielfach angewandt; am meisten verbreitet 
ist die Begriffsbestimmung „(sachliches) Objekt der Staatsherr- 
schaft***); die rein staatsrechtliche Lehre aber redet vom Ge- 
biet nur als vom „Herrschaftsbereich des Staates**.*) Letztere 
Ansicht lässt sich am besten folgendermassen begründen: 



i) Bansi S. 4. 

2) Hartmann S. 155; Hef f t er- Gef f ck en S. 149. 

3) Holtzendor ff- S t o e r k , Vökerrecht, § 41. 

4) V. G e r b e r , GrundzQg^e, S. 60; Laband a. a. O. S. 183; Schulze 
S. 159; Bornbak S. 323; Arndt § 15; Heim bürg er S. 49. 

5) H ä n e 1 S. 108; V. S a r w e y II, 49; R i v i e r S. 121 ; Zorn, Staats- 
recht, S. 100; Bansi S. 59; F r i c k e r S. 16; B 1 u n t s c b H II S. 101 Anm. 
und S. 102; S e y d e 1 I S. 516; L i s z t S. 71. 
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Fast allgemein wird der Staat heutzutage als Organismus 
anerkannt;^) die einzelnen Staaten stehen sich im Völkerrecht, 
individualisiert in ihrem Gebiete, wie Personen gegenüber. Das 
Gebiet ist ein Teil der Persönlichkeiten, geradeso wie der 
Körper ein Teil des Menschen, nicht Eigentum oder Objekt 
desselben ist; das Gebiet ist ein Moment im Wesen des Staates 2); 
„die Staaten besitzen nicht das Gebiet, sondern sie sind das 
belebte Gebiet . . . wenn ein Staat eine Verletzung seines Ge- 
bietes gestattet, so übt er dasselbe »Recht* aus wie ein Mensch, 
der sich freiwillig prügeln lässt; nicht nur der Körper wird ge- 
prügelt, sondern der Mensch, nicht nur das Gebiet wird ver- 
letzt, sondern der Staat* *.'^) 

Die Funktion des Gebietes ist weder dem Staat noch dem 
Volke noch endlich der Staatsgewalt gegenüber dieselbe wie 
die der beweglichen Sache und des Grund und Bodens gegen- 
über dem Eigentümer.*) Auch denkt man, wenn man vom 
Gebiete spricht, nicht an die einzelnen Grundstücke, von denen 
doch nur verhältnismässig wenige dem Staate, und auch dann 
nur dem Staate als Privatrechtssubjekte, nämlich dem Fiskus 
gehören, sondern man denkt an das Gebiet als Ganzes, und 
dieses lässt sich dann unmöglich als Objekt der Staatsgewalt 
bezeichnen; es hängt zusammen mit dem spezifischen Zweck 
und Wesen des Staates: es ist die Voraussetzung seiner staat- 
lichen Herrschaft, sein Herrschaftsbereich. Eine Übertragung 
von privatrechtlichen Anschauungen und Begriffen auf das Ge- 
biet des öffentlichen Rechts muss mindestens verwirrend wirken. 
„Es kann überhaupt nicht oft genug darauf hingewiesen werden, 
wie gefährlich für die Betrachtung des Völkerrechts oberfläch- 
liche Vergleiche mit dem Privatrecht sind ... Da das Privat- 
recht durch eine stetige Entwicklung von Jahrtausenden unter 
allen Zweigen des Rechts die reichste Ausbildung erfahren und 
die[^ stärksten Garantien gewonnen hat, so vermag der durch 



i) Wie diese Meinung allmählich vordrang, siehe B a n s i § 5. 

2) Fr ick er S. 17. 

3) B a n s i S. 58. 

4) F r i c k e r S. 16. 
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die Stiahlen dieser hellsten Partie des Rechtsgebiets geblendete 
Blick, wenn er sich den internationalen Verhältnissen zuwendet, 
in der selbst verschuldeten Finsternis, in die er sich gesetzt 
hat, nichts mehr zu unterscheiden." i) 

Ausserhalb des Staatsgebietes hat der Staat nur bedingte 
und begrenzte Herrschaftsbefugnisse. Die Staatsgewalt endigt 
an der Landesgrenze, das ist „diejenige ideelle Linie, welche, 
die Endpunkte eines Staatsgebiets verbindend, dieses selbst zu 
einer inneren räumlichen Einheit abschliesst" ; *) zugleich aber 
endigt auch die Herrschaft des benachbarten Staates an ihr; 
die Grenze ist der Damm, über den keiner der benachbarten 
Staaten die Wogen seiner Herrschaft fluten lassen darf, sie ist 
der terminus ad quem — staatsrechtliche Funktion — und der 
terminus a quo — völkerrechtliche Funktion der Grenze — ^). 

Was den Rechtsgrund der Staatsbegrenzung anbetrifft, so 
ist er entweder identisch mit dem Rechtsgrund des Gebiets- 
erwerbs oder er entspricht dem Vorhandensein vertragsmässiger 
Vereinbarung.*) 

Eine genaue Festsetzung der Grenze ist für den Staaten- 
verkehr unbedingt notwendig^) 6) wegen der aus der Grenz- 
unklarheit häufig entspringenden Streitigkeiten. Letztere werden 
heute meist durch Schiedsspruch oder Vergleich beigelegt. Die 
Grenzverträge sind entweder Grenzregulierungen oder Grenz- 



i) Jellinck S. 63. 

2) Stoerk, Landesgrenzsachen, § 1. 

3) S t o er k a. a. O. 

4) V. Rappard S. 14 — 15; Bulmerincq (§ 46); Rivier (S. 134) 
und Heffter-Geffcken (S. 140) wollen die einmal bestehenden Grenzen 
nur entweder auf Vertrag oder auf unvordeoklichem Besitze beruhen lassen^ 
doch setzt sich z. B. der Okkupant einer kleineren Insel in der Besitzergreifung 
selbst eine Grenze; vgl. Holtzendorff, Völkerrecht XII § 47. 

5) Die Streitigkeiten über die türkisch-griechische Grenze von 1882 
waren die Folge der ungenauen Fassung des Protokolls von Konstantinopel 
von 1880; vgl. Heffter-Geffcken 8,151 Anm. 9., 

6) B 1 u n t s c h 1 i (mod. Völker-Recht § 296) hält sogar die Grenzstaaten 
für verpflichtet, eine ihnen gemeinsame Grenze ins Klare zu setzen; ebenso 
Günther S. 40. 
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rektifikationen. In ersteren wird die Grenze festgestellt und 
geschaffen, durch letztere wird eine als mangelhaft erkannte 
Grenze verbessert, was vermittelst Gebietsabtretungen erfolgt. ^) 
Erstere kann man auch als deklaratorische, letztere als kon- 
stitutive Grenzverträge bezeichnen,^) bei diesen soll die fest- 
gestellte Grenze, weil der Möglichkeit, dass Gebietsteile gegen- 
seitig abgetreten sind, Raum gegeben ist und gegeben werden 
sollte, als eine neue Grenze betrachtet werden;«'*) bei den de- 
klaratorischen Verträgen aber hat eine alte, feste Grenze 
existiert, wass die beiden Staaten anerkennen, nur ist dieselbe 
im Laufe der Zeit verdunkelt und soll, wenn irgend möglich, 
wieder aufgefunden werden.*) 0) Das streitige Gebiet kann einem 
Teile gegen Entschädigung ganz überwiesen oder es kann ge- 
teilt werden; 6) kommt es zu keiner Einigung, so bleibt es ge- 
meinsam 7) und wird daan wohl auch neutralisiert. S) 

Oben (Seite 12) haben wir den Staat als Organismus, als 
Persönlichkeit aufgefasst; verfolgen wir dies Bild weiter in bezug 
auf die Staatsgewalt, so kommen wir zu der Überzeugung, dass 



i) Rivier S. 134; Hartmann S. 167. 

2) S t o e r k , Landesgrenzsachen, § 2; Oppermann S. 12; 
Kahane § 3. 

3) O p p e r m a n n S. 14. • 

4)Stoerka. a. O.; Schröder S. 27; Kahane §3; Opper- 
mann S. 15; V. Rappard S. 27— 30. 

5) Die Unterscheidung dieser beiden Arten von Verträgen ist von 
grösster Wichtigkeit und ist schon früher in den Sitzungen des Herrenhauses 
(Stenogr. Ber. 1877 Bd. I S. 158, 159, Anlagen Bd, II Nr. 80 S. 129) zur 
Sprache gekommen, ist auch von der Wissenschaft unbestritten anerkannt. 
S t o e r k a. a. O. 

6) Vgl, den Berner Vertrag zwischen Frankreich und der Schweiz wegen 
des Dappentals vom 8. Dez, 1862. 

7) Vgl. den Vertrag vom 2. Dezember 1856, nach welchem die Fasanen- 
insel in der Bidassoa Frankreich und Spanien pro indiviso gehört. 

8) Vgl. den Vertrag vom 26. Juni 18 16, nach welchem Preussen und 
Belgien das Kondominat über das ^neutrale Gebiet von Moresnet** noch heute 
haben. 
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diese sicherlich als die Seele der Staatspersönlichkeit aufzufassen 
sei.i) Nach der privatrechtlichen Anschauung teilt sich die Staats- 
gewalt in Personalhoheit (Rechte des Staates gegen die Unter- 
tanen) und Gebietshoheit (Rechte, welche sich auf das Gebiet 
beziehen) ; letztere äussere sich entweder positiv, in dem Rechte, 
das Gebiet für die Zwecke des Staates zu verwenden, oder 
negativ in dem Rechte alles von ihm fern zu halten. Doch 
zeigten wir schon oben (S. 12), dass das Gebiet kein Objekt der 
Staatsgewalt sei, folglich kann auch die Gebietshoheit nicht 
der Inhalt eines staatsrechtlichen Sachenrechts sein.^) Der 
Herrschaft eines Staates können nur Menschen unterliegen.') 
Was ist die Gebietshoheit aber dann, wenn sie nicht „die Ge- 
walt des Staates in Beziehung auf das Land***) ist? Aus der 
Definition des Begriffes Gebiet als ,, Herrschaftsbereich" folgt 
mit Notwendigkeit: Gebietshoheit ist die Eigenschaft des Staates 
auf seinem Gebiete Staat zu sein, d. h. die Staatsgewalt aus- 
üben zu dürfen ;ö) diese Eigenschaft äussert sich gegenüber den 
eigenen Untertanen, und sie äussert sich ebenso gegenüber 
jeder fremden Staatsgewalt, die sie etwa darin hindern wollte. 
,,Die Vornahme von Herrschaftsakten im fremden Gebiete ist, 
wenn damit nicht eine Bedrohung der Unabhängigkeit gemacht 
war, mindestens beleidigend.**®) 



i) V. G e r b e r (Unteilbarkeit) S. 9: „Wir denken uns den Staat als einen 
Organismus mit der Idee der Persönlichkeit. Die Seele ist die Staatsgewalt.** 
Aehnlich Pufendorf lib. III c II § 13, Zorn a. a. O. S. 62, G ü n t h er 
S. 14, Bansi S. 56—58. 

2) Dies behaupten v. Gerber (Grundzüge S. 61), L a b a n d (a. a. O. 
S. 184), Schulze (S. 160), Seydel (I S. 516), Bornhak (S. 223), 
Brockhaus (S. 749), Günther (S. 17 — 18). Dagegen Fr ick er (S. 7 
u. 8), Zorn (a. a. O. S. 100 Anm. 94), v. L i s z t (S. 64). 

3) Bansi beweist dies, sich an Fricker (S. 18) anschliessend^ 
S. 42—51. 

4) Lab an d a. a. O. S. 184. 

5) Zorn a. a. O. S. 100; Bansi S. 59; v. Sarwey II S. 49. 

6) V. Holtzendorff-Stoerk, Völkerrecht. § 39. 
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Einem fremden Staate wird ein Tätigwerden auf dem in- 
ländischen Staatsgebiete nur durch Verträge gestattet, i) Die 
Aufhebung von Beschränkungen der Staatsgewalt erfolgt durch 
Aufhebung des diesbezüglichen Vertrages oder durch Verzicht, 
durch Untergang des Objektes oder des berechtigten Staates 
x)hne Sukzession in die völkerrechtlichen Verhältnisse desselben.^) 

Auch bei der Lehre vom Gebietserwerb und Gebietsverlust 
ist die privatrechtliche Anschauung die herrschende. Wir sind 
der Meinung, dass die Erscheinungen des staatlichen Lebens 
nicht in zivilrechtliche Formen eingezwängt werden dürfen.^) 
Der Erwerb und der Verlust von Gebiet ist weiter nichts als 
eine Ausdehnung oder Beschränkung der Staatsgewalt. Als 
Erwerbsarten werden gewöhnlich angeführt ursprüngliche oder 
originäre und abgeleitete oder derivative, wie im Privatrecht, 
oder im friedlichen Verkehre anerkannte und durch den Krieg 
unter den streitenden Teilen zugelassene. Bei den originären 
Erwerbsarten unterscheidet man wieder natürliche, die Ak- 
zessionen, insula nata, alveus derelictus, alluvio, und tatsäch- 
liche durch unvordenklichen Besitz und Okkupation; bei den 
derivativen nach dem Grunde der Abtretung, Kauf, Tausch, 
Schenkung, Erbschaft und kriegerischer Zwang in Friedens- 
schlüssen.*) Verlustarten sind physischer Natur, z. B. die Ab- 



i) Hauptsächlich kommen hiebei die von der älteren Lehre und Staats- 
praxis sog. Staatsservituten inbetracht. Vgl. v. Holtzendorff-Stoerk, 
Völkerrecht, § 41; Hartmann S. 179 und 180; Rivier S. 181 u. 182; 
H e f ft e r- G ef f ck e n S. 105 — 107. 

Doch ist bei diesen sog. Staatsdienstbarkeiten das einzige Staats- und 
völkerrechtliche Element der Vertrag, wodurch sie begründet werden; die 
Ausübung von besonderen Rechten, die Benutzung von Staatsgebiet, den Be- 
trieb eines Unternehmens gestattet der Staat einem anderen Staate geradeso 
wie einer inländischen oder ausländischen Privatperson oder -Gesellschaft. 

2) B ans i S. 91; Har t m a nn S. 181; H e f ft e r - G e f f c k e n S. 107; 
Brie § 2. 

3) Wie schon oben S. 12 erwähnt wurde. 

4) V. Holtzendorff-Stoerk, Völkerrecht, §§ 42—43; S t o e r k , 
Option und Plebiscit S. 1 1 fg. ; H e i m b u r g e r S. 103—155; B a n s i 
S. 93; Rivier S. 136-143; Hartmann S. 170—178; Heffter- 
Geffcken S. 155 — 157; v. H o 1 1 2 en d o r f f , Seegebiet S. 252 — 254. 
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schwemmung, und juristischer, wie Abtretung, mit Erfolg ge- 
krönter Abfall der Bevölkerung, Eroberung eines Gebietsteiles 
durch eine fremde Macht und Dereliktion.^) Nun braucht man 
bei der Anschwemmung, der Austrocknung eines Flussbettes 
und der Inselbildung eigentlich gar keine Gebietserweiterung 
anzunehmen, da der Grund unter dem sein Flussbett verlassenden 
oder eine Insel bildenden Flusses oder der des anschwemmen- 
den Meeres ja schon vorher zum Gebiete gehörte und jetzt 
nur freigelegt wurde; bei der tatsächlichen Erwerbsart der 
Okkupation 2) kommt es auch nur darauf an, ob der okku- 
pierende Staat sein neues Besitztum behaupten kann oder nicht; 
allerdings ist ausser der Rechtsergreifung und Besitzbehauptung 
im Gegensatze zur Eroberung Staatenlosigkeit des zu okku- 
pierenden Gebietes und Vornahme der Besitzergreifung durch 
eine vom Staate vorher autorisierte Person notwendig.«'^)*) Es 
zeigt sich aus dem eben Gesagten die Unähnlichkeit des 
originären Erwerbs im öfifentlichen mit dem des privaten Rechts. 
Dasselbe erhellt bei dem derivativen Gebietserwerb, wenn wir 
den Grund der Abtretung — und dieser ist für die rechtliche 
Betrachtung gleichgültig — einfach fortlassen. Der leidende 
Staatsorganismus verstümmelt sich entweder selbst, oder er wird 
verstümmelt; die Zession stützt sich lediglich auf den Zessions- 
vertrag, und die Gültigkeit desselben hängt von den Grund- 



i) R i V i er S. 144. Stoerk, Option und Plebiscit S. 9. 

2) Der unvordenkliche Besitzstand ist beiseite zu lassen, er schützt 
nicht, wie Hartmann S. 55 meint, gegen alle anderen Ansprüche; denn 
wenn ein Staat auf ein Gebiet, das ein anderer in unvordenklichem Besitze 
hat, gerechte Ansprüche hat, so kann er diese doch noch nach langer Zeit 
geltend machen, und Waffengewalt wird entscheiden. 

3) Die Okkupation war namentlich in der Entdeckungszeit von höchster 
Wichtigkeit. „Die gesamte Staatenbildung der neuen Welt, Amerika und 
Australien, beruht auf Okkupation. Dieselbe wurde viefach auch als Ent- 
deckungsrecht bezeichnet.*' v. Holtzendorff-Stoerk, Völkerrecht, § 42. 

4) Über die Okkupation an der Küste Afrikas sind in der Kongoakte 
vom 26. -Februar 1885, die von allen seefahrenden Nationen anerkannt wurde, 
die genauesten Bestimmungen enthalten. 

D'ss. Grünau. 2 
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Sätzen ab, welche für Abschluss, Erfüllung und Inhalt völker- 
rechtlicher Verträge gelten.^) 

Die öffentlich rechtliche Anschauung lässt sich auch bei 
den Verlustarten des Gebiets geltend machen; sowohl bei den 
physischen wie bei den juristischen sind die Gründe des Ver- 
lustes ohne Bedeutung. 

Der Staatsvertrag. 

Staatsvertrag im engeren Sinne,^) auch Staatenvertrag., 
Völkervertrag, öffentlicher Vertrag, Übereinkommen, Ab- 
machung, Vereinbarung, Konvention, Deklaration, Rezessi 
Traktat, Protokoll genannt*^) ist jede Vereinbarung zwischen 
zwei oder mehr Staaten*) über Gegenstände des staatlichen 
Lebens.*) Die Staats vertrage sollen die Staaten binden: pacta 
sunt servanda; und die Staaten werden zum Halten der Ver- 
träge bewogen durch die ganze Völkerrechtsgemeinschaft, 



i) Vgl. Heimburger S. iiou. iii; Bansi S. 95fg. ; Hartmann 

S. 178. 

2) Als Staatsverträge im weiteren Sinne oder als uneigentlfche St. V. V. 
werden oft bezeichnet die Verträge zwischen Staaten und Privaten (z. B. die 
ehemaligen Postverträge deutscher Staaten mit den Fürsten Thurn und Taxis), 
die Konkordate und die sog. formellen oder dynastischen Verträge zwischen 
den Familiengliedern herrschender Häuser; vgl. Stoerk (Staatsverträge) § i, 
Rivier S. 307 u. 308, Hartmann S. 127 u. 128, v. H o 1 1 z e n d o r f f- 
Stoerk (Völkerrecht) § 48, T i n s c h S. 3—6. S e 1 i g m a n n zählt hierzu 
(S. 6) im Anschluss an B 1 u n t s c h 1 i (S. 249) auch die Verträge zwischen 
Staaten, deren Gegenstände unter privatrechtliche Gesichtspunkte fallen; da- 
gegen Stoerk a. a. O. §2, Hart mann S. 127. Kämpfe zählt (S. 499) 
zu den St. V. V. auch die Übereinkünfte zwischen Staatsregierungen und 
Familien oder einzelnen Personen, wenn dadurch politische Rechte eingeräumt 
oder „derartige Verpflichtungen übernommen werden*'. 

3) Eine doktrinelle Unterscheidung infolge dieser Benennungen lässt 
sich nicht behaupten; so Rivier S. 308. Einen Unterschied macht B e r n e r 
S. 630. 

4) d. i. souveränen oder halbsouveränen St. 

5) Zorn a. a. O. S. 496; S t o e r k a. a. O. § 2; ders. in dem von 
ihm bearbeiteten v. HoltzendorflF*schen Völkerrecht § 19: „Der Staatsvertrag 
ist Rechtsetzungsakt durch Rechtsvereinbarung"; v. Liszt S. ^S^fg. 
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welche wegen des universellen Nutzens einen unnötigen Bruch 
des Vertrages ahnden würde. Eine staatliche Selbstverpflich- 
tung ist wohl möglich.^) Doch darf man weder den völker- 
rechtlichen Zwang noeh die staatliche Selbstverpflichtung zu 
hoch einschätzen; hat ein Staat die Macht, so kann er die 
ihm lästigen Verträge brechen; er muss sie brechen, wenn 
ein Weiterbestehen der Verträge seine Lebensfähigkeit mindern 
oder seinen Untergang herbeiführen würde. 

Laband behauptet,^ dass Staaten gegeneinander vertrags- 
mässige Rechtsverhältnisse begründen.*) Dies scheint mir nicht 
richtig. Die internationalen Verträge begründen rein politische, 
tatsächliche Verhältnisse; Rechtsverhältnisse finden im recht- 
lichen Zwange, tatsächliche nur in freier Selbstbeschränkung 
ihre Gewähr; man kann nicht von einem internationalen Rechts- 
zwange redcn.'^) Überhaupt „wurde und wird die Ähnlichkeit 
zwischen Privat- und Staatsverträgen häufig überschätzt und 
zwar zum Schaden klarer völkerrechtlicher Erkenntnis**.*^) 

Im allgemeinen können alle möglichen Staatsinteressen 
Gegenstände von gültigen Verträgen zwischen den Staaten 
sein; doch wird dabei vorausgesetzt, dass der Gegenstand des 
Vertrages physisch und juristisch möglich, rechtlich zulässig 
und vom Sittengesetze erlaubt sei. 

Aus dem Katalog dieser Bedingungen kommt für den 
vorliegenden praktischen Streitfall lediglich in Betracht die 
vielerörterte schwierige Frage der verfassungsrechtlichen Zu- 
ständigkeit zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge. Ihre 
Beantwortung hängt naturgemäss aufs engste zusammen mit 
dem für die Konstruktion des modernen Staates wichtigen 
Problem der „eigenen Macht** oder der sogenannten Kompetenz- 



i) Vgl. vor allem S t o e r k a. a. O. § i; auch Jellinek S. 11—45. 

2) a. a. O. II. S. 153. 

3) Dafür anch Wegmann S. 70 u. 71 Anm., Seligmann S. i. 

4) Zorn a. a. O. S. 497, v. H a g e n s S. 52 u. 53, W e g m a n n (a. 
a. O.) glaubt Zom*s Behauptung, dass Staatsverträge niemals Rechtsgeschäfte 
sein können, einfach dadurch zu widerlegen, dass er Zorn dem an anderen 
Orten widersprechen lässt! 

5) J e 1 1 i n e k S. 52. 



2* 
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Kompetenz. Zutreffend sagt Boghitchevitch in seinem 
Werke über Halbsouveränität, dass beim Einheitsstaate nach 
beiden Richtungen hin die juristische Hermeneutik keinerlei 
Schwierigkeiten begegnet. „Bei den Staaten Verbindungen des 
Bundesstaates und der Halbsouveränität lässt sich dagegen im 
allgemeinen eine genaue Begrenzung der Kompetenzen nicht 
geben." ^) Der Normaltypus, in dessen Verallgemeinerung sich 
die theoretische Begriffsbestimmung in der Litteratur heraus- 
gebildet hat, ist im souveränen Einheitsstaat gegeben. 

,, Indem die Souveränität dem Staate die Bedeutung einer 
selbstständigen, verfügungsfahigen Person verleiht, ist sie die 
Grundlage seines internationalen Kontrahierungsrechts.'* *) 

Dieses steht, soweit die Verfassungen der betrefienden 
Staaten keine einschränkenden Bestimmungen enthalten, der 
Exekutivgewalt, also in den mit monarchischen Verfassungen 
ausgestatteten Ländern dem Souverän zu.^) Im Staatenbunde 
steht das Vertragsschliessungsrecht den einzelnen Staaten zu,^) 
im Bundesstaate grundsätzlich der Bundesgewalt.^) 



i) Boghitchevitch Halbsouveränität. Administrative und politische 
Autonomie seit dem Pariser Vertrage. Berlin 1903. S. 158 fg. 

2) B e r n e r S. 630. 

3) Dies entscheidet aber nicht für die innere staatsrechtliche Bedeutung 
seines Handelns. „In dieser Beziehung wirken die Rechtssätze, welche Ober 
die Abänderung des bestehenden Rechts, Auferlegung neuer Lasten und Ver- 
pflichtungen der Staatsbürger gelten, auch auf Bestimmungen dieses Inhalts, 
welche durch einen mit anderen Staaten abgeschlossenen Vertrag veranlasst 
werden**; v. G e r b e r S. 1 16 Anm.; vgl. z. B. die Württembergische V. U. § 85,, 
in Stoerk's Handbuch S. 182. 

4) Westfälischer Friede, J. P. O. VIII § 2: Jus faciendi inter se et cum 
ceteris foedera singulis statibus perpetuo liberum esto . . .; Deutsche Bundes- 
akte Art. II Abs. 3: Die Bundesglieder behalten zwar das Recht der Bündnisse 
aller Art; verpflichten sich jedoch, in keine Verbindungen einzugehen, welche 
gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesstaaten gerichtet wären 
Rivier S. 309 Anm. 5; Probst S. 244—245. 

5) In den Vereinigten Staaten ist es den Einzelstaaten grundsätzlich 
verboten, mit fremden Mächten Verträge über Gegenstände irgend welcher 
Art einzugehen: „no State shall enter into any treaty, alliance and confederation.**^ 
Const. of the U. St. Art. I. S. 10 § i. Einige Ausnahmen von diesem Prinzip, 
siehe bei E. Meier S. 270. 
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So sagt Art. 8 der schweizerischen Bundesverfassung: 
,,Dem Bunde allein steht das Recht zu, Krieg zu erklären und 
Frieden zu schliessen, Bündnisse und Staatsverträge, namentlich 
Zoll- und Händelsverträge mit dem Auslande einzugehen/' 
Dadurch ist die Einheit der Bundesglieder nach aussen gewahrt. 
Dem Bunde allein steht das freie Vertragsrecht ohne Be- 
schränkung auf gewisse Materien zu. Er braucht dabei nach 
der herrschenden Meinung^) auch nicht in den Schranken der 
Kompentenz zu bleiben, die ihm durch die übrigen Artikel 
der Bundesverfassung angewiesen ist, er darf auch über Gegen- 
stände Verträge schliessen, die in die Kompetenz der Kantone 
gehören. Selbstverständlich ist der Bund aber nicht befugt, 
auf dem Wege von Staatsverträgen die Bundesverfassung zu 
ändern oder über diejenigen Rechte, die den Kantonen in der 
Bundesverfassung ausdrücklich zugesichert sind, ohne deren 
Zustimmung zu verfügen. Ein derartiges Recht ist in Art. 9 
statuiert: ,, Ausnahmsweise bleibt den Kantonen die Befugnis:, 
Verträge über Gegenstände der Staatswirtschaft, des nachbar- 
lichen Verkehrs und der Polizei mit dem Auslande abzu- 
schliessen; jedoch dürfen dieselben nichts dem Bunde oder 
den Rechten anderer Kantone Zuwiderlaufendes enthalten.** ^) 
Hierunter können Gegenstände mannigfaltigster Art fallen, und 
es wird häufig strittig sein, ob ein Gegenstand wirklich unter 
die in Art. 9 aufgeführten Materien fällt. Da ist nun, wie 
SchoUenberger •^) sagt, ,, massgebend das Verhältnis von 
Regel und Ausnahme. Auf anderen Gebieten ist mit dem 
äusseren Vertragsrecht sozusagen überhaupt nichts anzufangen, 
also muss die innere Verwaltung nach diesem Verhältnis verteilt 
werden. Mit anderen Worten: Die Kantone können Verträge 
mit dem Auslande schliessen nur betreffend die innere Ver- 
waltung, und auch betreftend diese nur ausnahmsweise; der 
Regel nach steht das äussere Vertragsrecht beim Bunde. Nach 



i) So V. S a 1 i s I S. 226 ff, B 1 u m e r S. 243, O r e 1 1 i S. 86. 

2) Heffter- Geffcken S. 189 Anm. i, Proebst S. 244, Schollen,' 
berger S. 154%. 

3) S. 156. 
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diesem Verhältnis der Regel zur Ausnahme werden alle irgend- 
wie erheblichen Verträge vom Bunde abgeschlossen. Den 
Massstab fiir die Erheblichkeit aber giebt nicht das Recht 
sondern die Politik. Was der Bund an Verträgen für die 
Eidgenossenschaft nötig und nützlich findet, schliesst er, wenn 
Gelegenheit vorhanden, ohne Rücksicht auf die Kantone ab." 
Die Frage, ob der einzelne Kanton berechtigt ist einen Grenz- 
klarstellungsvertrag mit dem Auslande einzugehen, ist m. E. 
zu bejahen; da aber meist Grenzrectifikation und Grenz- 
regulierung verbunden sind, letztere aber wegen Änderung 
des Bundesgebietes stets vom Bunde vorgenommen werden 
muss, und den Bundesbehörden auch ohnedem alle Verträge 
zur Einsicht vorgelegt werden müssen,^) so werden in der 
Praxis stets beide Arten von Grenzverträgen vom Bunde ab- 
geschlossen werden.2) 

Die dogmatische Prüfung des vorliegenden praktischen 
Konfliktes zwischen den Kompetenzsphären zweier staatlicher 
Gebilde macht es nunmehr an dieser Stelle notwendig, auch 
die positivrechtlichen Grundlagen herauszuheben, auf denen 
das Recht der Vertragschliessung des deutschen Reiches und 
seiner Gliedstaaten beruht. Diese Notwendigkeit ist umso 
dringender, als über die hier in Betracht kommenden Normen 
und ihre verfassungs- und völkerrechtliche Tragweite weder in 
der deutschen Fachlitteratur noch in der Staatspraxis selbst 
Einheit der Ansichten und übereinstimmende Handhabung 
besteht. 

Inbezug auf das Deutsche Reich sagt über das Vertrag- 
schliessungsrecht Art. II Abs. I R.V.: „Das Präsidium des 
Bundes steht dem Könige von Preussen zu, welcher den Namen 
Deutscher Kaiser fuhrt. Der Kaiser hat das Reich völker- 
rechtlich zu vertreten, im Namen des Reichs Krieg zu erklären 



i) Bundesrerf. Art. loa Ziff. 7: „Der Bundesrat prüft die Verträge der 
Kantone unter sich oder mit dem Aaslande und genehmigt dieselben, sofern 
sie zulässig sind.^ 

2) Vgl. Bluntschli, Gesch. des Schweiz. Bundesrechts S. 519%« 
Blum er S. 238—249, Schollenberg er S. 153 ff. 



— 23 — 

und Frieden zu schliessen, Bündnisse und andere Verträge mit 
fremden Staaten einzugehen, Gesandte zu beglaubigen und zu 
empfangen**. Selbstverständlich bezieht sich diese Vertretung 
nur auf das Reich, nicht auf die Einzelstaaten, die ihre Be- 
ziehungen zu fremden Mächten selbst durch Verträge ordnen 
können; inwieweit, muss man aus der Reichsverfassung ent- 
nehmen. 

Diese sagt in Art n Abs. 3: „Insoweit die Verträge mit 
fremden Staaten sich auf solche Gegenstände beziehen, welche 
nach Art. 4 in den Bereich der Gesetzgebung gehören, ist zu 
ihrem Abschluss die Zustimmung des Bundesrates und zu ihrer 
Gültigkeit die Genehmigung des Reichstages erforderlich". 
Dieser Absatz 3 ist, wie allgemein anerkannt wird, von ,, wahr- 
haft verzweifelter** ^) Schwierigkeit für die Interpretation. Jeden- 
falls ist ,,der Zusatz — nach Art. 4 — völlig bedeutungslos*'.-) 
Es ist also nicht erforderlich die Zustimmung des Bundesrats 
und die Genehmigung des Reichstages zum Abschlüsse und zur 
Gültigkeit von Verträgen, welche nicht in den Bereich der 
Gesetzgebung fallen, d. h. von Verträgen, welche in das Gebiet 
der Reichsverordnungsgewalt und in das der Landesgesetz- 
gebung fallen.*) Im Anschlüsse daran kommen wir zu dem 
Satz, dass die Kompetenz zu Vertragsabschlüssen sich in 
gleicher Weise verteilt, wie die Gesetzgebungs- und Verwaltungs- 
kompetenz der beiden Gewalten überhaupt.*) Demnach fallen 
unter die Vertragschliessungskompetenz des Reiches die Gegen- 
stände der Artikel 3 Abs. 5 und 60 Satz 2, 4, 18 II, 20, 68, 
69, IZ^ 76 II und 78 Abs. i, ausserdem das Gebiet der ge- 
samten auswärtigen Politik. Letzteres ist in der Reichsver- 
fassung nicht ausdrücklich bemerkt, geht aber aus dem aus- 
schliesslichen Kriegsführungsrechte hervor.*) 

i) Zorn, Staats verträg^e, S. 29. 

2) G. Meyer S. 489 Anm. 13. Ähnlich Zorn a. a. O. S. 25; E. Meier 
S. 303 und 304 ; L a b a n d a. a. O. II § 64 I. 

3) Zorn a. a. O. S. 27. 

4) Probst S. 246. 

5) Zorn a. a. O. S. 27— 28; E. Meier S. 295— 305; Tinsch S. 28 
bis 30, Probst S. 246—252; Arndt S, 713—715; v. M o hl S. 301, 302; 
S t o e r k (Staatsverträge) §§ 5 und 6; L a b a n d II § 66; Bans! S. 83. 
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Was den Abs. i des Art. 78 betrifft, so ist bestritten, ob 
eine Veränderung des Gebiets eines der Bundesstaaten an eine 
auswärtige Macht zugleich eine Veränderung der Verfassung 
nach sich zieht. Art. i R.V. sagt: „Das Bundesgebiet besteht 
aus den Staaten ..." Ist hiermit der Umfang der Staaten 
zur Zeit der Gründung des Reiches oder ihr jeweiliger Umfang 
gemeint.^ Fast allgemein ist die erste Ansicht, i) Sie stützt 
sich zur Begründung darauf, dass es für das Reich grosse Ge- 
fahren mit sich bringen könne, wenn ein Bundestaat auf eigene 
Faust fast sein ganzes Gebiet veräussern oder ein Gebiet er- 
werben könnte, das dem Reiche unverhältnismässigen Nachteil 
zu bereiten imstande wäre; und darauf, dass dann jedenfalls 
eine Änderung der Reichsverfassung inbezug auf die Zahl der 
Abgeordneten-Mandate, Einteilung der Wahlkreise, Höhe der 
Matrikularbeiträge usw. zu bewirken sein würde. Dem gegen- 
über verficht Tinsch*) die Ansicht, dass, da die Reichsver- 
fassung nur die Staaten, aus denen das Reich besteht, aufzähle, 
sie nur deren Bestand gewahrt wissen wolle, ihre Änderung 
also bei Gebietserwerb und Gebietsverlust nicht erforderlich, 
vielmehr nur eine Genehmigung von seiten des Reichs wegen 
eventueller Rechte, die das Reich hierdurch verliere oder neu 
gewinne, einzuholen sei. — Rechtfertigen lassen sich beide 
Ansichten; es muss aber der ersteren unbedingt deshalb der 
Vorzug gegeben werden, weil damit die Absicht des Gesetz- 
gebers, das Reich nicht inbezug auf solch wichtige politische 
Interessen den Staaten gegenüber in Nachteil zu setzen, besser 
getroffen sein dürfte. 

Gleichgültig ist es dabei, ob es sich um erhebliche Ge- 
bietsveränderungen handelt oder ob blosse Grenzregulierungen 
oder Grenzarrondierungen in betracht kommen;«^) das Gebiet 
sämtlicher Staaten ist Reichsgebiet; eine Verkleinerung des 



i) Zorn, Staatsrecht, S. 102; P r e s t e 1 e S. 43 ; S i e s k i n d S. 4 ; 
Seydel I S. 33. 

2) S. 42. 

3) Sey^del I S. 639, Verhandl. der bad. Stände- Versammlung 1877/79. 
4. Brilagenheft zu den Protok. d. 2. Kammer S. 847 Tg. 
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Reichs, wäre sie auch noch so gering, würde immer -als eine 
partielle Vernichtung des Reichs aufzufassen sein.i) Von den 
Grenzregulierungsverträgen (oder konstitutiven Grenz vertragen) 2) 
sind die Grenzrektifikationsverträge (oder deklaratorischen Grenz- 
verträge) ^) hierbei streng zu scheiden, denn wie schon oben 2) 
bemerkt, handelt es sich bei letzteren nur darum, die schon 
lange bestehende, aber in der Zeit verdunkelte Grenze wieder 
so herzustellen, wie man mutmasst, dass sie früher gelaufen 
ist, nicht handelt es sich um wirklichen Gebietsaustausch. 

Dass ein Einzelstaat Gebiet erwerben könne, welches nicht 
dem Reiche einverleibt wird, ist meiner Meinung nach nicht 
möglich. Wenn man von der Ansicht ausgeht, dass für das 
Bundesgebiet der Umfang des Reiches zur ZeitJ^ der Gründung 
massgebend ist, so ist damit ausgedrückt, dass das ganze Gebiet 
der Staaten zum Reiche gehören, dass alles, was dem Bundes- 
staate gehört, auch dem Reiche zu eigen sein soll; und damit 
ist wieder ausgedrückt, dass der Staat auch in Zukunft nichts 
erwerben dürfe, was dem Reiche nicht Untertan wird.**^) 

Die Probe seiner Richtigkeit empfangt dieser Satz im 
Lichte des modernen Kriegsrechts, das einem Staate als Kriegs- 
partei weder aktiv noch passiv eine Begrenzung der Parteirolle 
zuerkennt. Das ius belli ergreift seine ganze Staats- und 
völkerrechtliche Persönlichkeit, sodass auch das ausserhalb 
des Reichsganzen liegende Staatsgebiet den Reichsteil und 



i) „Eine Änderung des Staatsgebiets ist eine Änderung des Staates 
selbst". F r i c k e r S. 27. 

2) Siebe oben S. 14. 

3) Im übrigen wird zur weiteren Begründung dieser Ansicht verwiesen 
auf V. Mo hl S. 21 und 25; La band, Staatsrecht, I. Bd. 4. Aufl. S. 182: 
Kein Bundesgebiet, das nicht Staatsgebiet, kein Staatsgebiet, das nicht Bundes- 
gebiet; Zorn, Staatsrecht, § 4 Anm. 59; T r i e p s S. 147 — 148 ; K a h a n e 
S. 35; G. M e y e r S. 518. Dagegen L a b a n d i. Aufl. I S. 189; T i n s c h 
S. 43; Sey del I S. 640; Probst S. 258; Sieskind S. 16 und 17; 
Prestele S. 23. Von den meisten, welche die unserer Meinung entgegen- 
gesetzte Ansicht haben, wird selbst eine derartige Stellung als anormal an- 
gesehen und geraten sie zu vermeiden. 
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somit das Reich selbst in die Kriegskomplikation einbeziehen 
müsste. 

Wenn wir oben*) sagten, dass der Vertragschliessungs- 
kompetenz des Reiches die Gegenstände des Art. 4 R.V. unter- 
lägen, so soll damit nur gesagt sein, dass das Reich das allen 
Einzelstaaten vorgehende Recht zum Vertragsabschlüsse haben 
soll; Verträge zwischen Einzelstaaten und fremden Mächten 
sind oder werden also ipso jure nichtig, wenn das Reich Ver- 
träge über denselben Gegenstand abgeschlossen hat oder später 
abschliesst; solange das Reich keine derartigen Verträge ein- 
gegangen ist, bleiben sie gültig — konkurrierende Vertrags- 
kompetenz — *). Ausgenommen sind natürlich die Gegen- 
stände, welche die Reichsverfassung in anderen Artikeln der 
ausschliessenden Kompetenz des Reiches unterstellt hat.') In- 
bezug auf alle anderen Angelegenheiten hat das Reich keine 
Vertragschliessungskompetenz ; diese steht allein den Einzel- 
staaten zu.*) Alle Gegenstünde, die hierzu gehören, aufzu- 
zählen, würde zu weit führen, und es dürfte auch schwierig 
sein, dies erschöpfend zu tun. Namentlich kommen in betracht 
die Landesverfassungen, die Provinzial-, Kreis- und Gemeinde- 
verfassungen, Schul-, Unterrichts-, Kirchenangelegenheiten, die 
Landesfinanzwirtschaft und die Pflege der Kunst. 

Grundsätzlich ist allen Staaten in gleicher Weise das Ver- 
tragsrecht über die Gegenstände entzogen, die der Reichs- 
vertragskompetenz unterstellt sind; einige Ausnahmen sind aber 
gemacht zu gunsten der Staaten Bayern, Württemberg, Baden, 
Bremen und Hamburg (jura singularia). Diese Staaten dürfen 
innerhalb der ihnen bewilligten Rechte völkerrechtliche Ver- 
träge eingehen, die das Reich ohne ihre Zustimmung nicht un- 



i) S. 23. 

2) Welche Gegenstände in dies Gebiet gehören siehe Probst S. 252—257. 

3) «. B. die Feststellung der Flagge für die Kriegs- und für die Handels- 
marine ; Probst S. 254 und 252. 

4) Denn den Einzelstaaten stehen alle materiellen und formellen Hoheits- 
rechte ÄU, die dem Reiche nicht ausdrücklich überwiesen worden sind; vgl. 
näheres bei G r i m m S. 19 ff. 
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gültig machen darf.^) Probst*) teilt diese Sonderrechte ein 
in positive, die dem betreffenden Staate „infolge ihrer grösseren 
faktischen Bedeutung eine besondere Stellung im Verfassungs- 
organismus des Reichs, verbunden mit einem grösseren Ein- 
flüsse auf die Willensbildung desselben einräumen," negative 
oder Ausnahms- oder Reservatrechte, welche dem betreffenden 
Staate ,, ausnahmsweise Hoheitsrechte überlassen, welche den 
anderen Einzelstaaten entzogen wurden,** und Sonderrechte, 
welche finanzielle Begünstigungen des betreffenden Staates ent- 
halten. Begründet werden sie nicht allein durch die Reichs- 
verfassung, sondern auch durch Verträge, deren Fortbestand 
vorgesehen wurde. Es finden sich Bestimmungen darüber 
in den Artikeln 4 Ziflfer 1, 34, 35 Abs. II, 38 letzter Abs., 
46 Abs. II, 52, in der Schlussbestimmung zum XL Abschnitt 
No. IV des Schlussprotokolls zu dem Vertrage vom 23. Nov. 
1870, betr. den Beitritt Bayerns zum deutschen Bunde 3) und 
im Art. 49 des Postvertrages zwischen dem norddeutschen 
Bunde, Bayern, Württemberg und Baden vom 23. Nov. 1867. 
Durch diese Bestimmungen werden den Staaten Bayern, 
Württemberg und Baden Sonderrechte eingeräumt über die Be- 
steuerung des Bieres (früher auch des Branntweins), den Staaten 
Bayern und Württemberg über das Militär- und das Postwesen, 
soweit ihnen die Postverwaltung geblieben ist, dem Königreich 
Bayern über das Eisenbahnwesen, das Immobiliarversicherungs- 
wesen, die Heimats- und Niederlassungsverhältnisse und die 
polizeilichen Beschränkungen der Eheschliessung, den Hanse- 



i) Vgl. R. V. Art. 78 Abs. II: „Diejenigen Vorschriften der Reichs- 
verfassung, durch welche bestimmte Rechte einzelner Bundesstaaten in deren 
Verhältnis zur Gesamtheit festgestellt sind, können nur mit Zusümmung des 
berechtigten Bundesstaates abgeändert werden.*' — „Der In diesem Artikel 
zugesicherte Schutz der Sonderrechte wäre ein vollkommen illusorischer, wenn 
er sich nur auf den gewöhnlichen Weg der Gesetzgebung und nicht auch auf 
den Fall der Genehmigung eines internationalen Vertrages bezöge** (Laband II 
S. 190). 

2) S. 260—261. 

3) R.G.B1. 1871 S. 9. 
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Städten Bremen und Hamburg^) über das Zollwesen. Den ge- 
nannten Staaten steht es frei über die Gegenstände ihrer Sonder- 
rechte Verträge unter sich oder mit fremden Staaten abzu- 
schliessen. Doch ist dabei, wie bei allen Verträgen zwischen 
Einzelstaaten und auswärtigen Mächten, stets eins ins Auge zu 
fassen: Es darf kein Vertrag geschlossen werden, der gegen die 
Absichten und Ziele des Reichs oder gegen den Geist der 
Reichsverfassung wäre; solch partikularistisches Streben würde 
schon den Eingangsworten zur Reichsverfassung widersprechen.^) 
Zum Schluss sei auch noch mit wenigen Worten die Frage 
geprüft, wann ein Vertrag als ,, abgeschlossen" anzusehen ist. 
In den Hauptpunkten herrscht hier noch Meinungsverschieden- 
heit. Einige^) nehmen die Verträge als perfekt an, wenn ihre 
Unterzeichnung durch die Bevollmächtigten vollzogen ist; 
andere,*) und das ist die heute herrschende, m. E. einzig richtige 
Ansicht, stellen Vertragsabschluss und Austausch der Ratifi- 
kationen einander gleich. Ob diese von dem Staatsoberhaupt 
vollzogen wird — meist nur bei in feierlicher Form aufge- 
richteten Verträgen — oder von dem dazu eigens ermächtigten 



i) Das Sonderrecht Hamburg-s ist aufg-ehoben; das Hamburgische Staats- 
gebiet ist in das Zollgebiet aufgenommen mit Ausnahme eines dauernd ausser- 
halb der Zollgrenze zu belassenden Freihafeng-ebiets. 

3) Vgl. näheres bei Probst S. 261 und 262, Tinsch S. 35—40, 
Arndt S. 94 fg, R i v i e r S. 108 u. 109, v. S a r w e y I S. 36, II S. 106 ff, 
434 ff, 480 ff, Seydel IV S. 283, L a b a n d I S. 113 ff. 

3) Zuerst Hugo Grotius de J. B. ac P. lib. II. cap. XV § 17. Er 
erklärt die Ratifikation für etwas überflüssiges. H e f f t e r (S. 193), Martens- 
Bergbohm (S. 395) und R i v i e r (S, 317) nehmen die Ratifikation nur als 
Erklärung der Bündigkeit des bereits abgeschlossenen Vertrages an. 

4) SoGeffcken bei Heffter S. 194, Hartmann S. 130, Probst 
S. 280 ; Wegmann S. 11: „Der Austausch der Ratifikationen bedeutet den 
internationalen Vertragsabschlüsse^ ; Seligmann S. 36 u. 37: Holtzen- 
dorff-Stoerk (Völkerrecht) § 50; S t o e r k ^Staatsverträge) S. 523; 
V. S a r w e y II S. 92; Zorn (Staatsverträge) S. 22: „Das Wort Abschluss 
darf im juristischen Sinne in keiner anderen Bedeutung verwendet werden als 

in der von rechtlicher Perfektion ; abgeschlossen ist ein Vertrag, wenn 

nichts mehr zu seiner rechtlichen Perfektion fehlt, wenn die Willenseinigung 
der io betracht kommenden Staaten erfolgt ist, nicht aber schon dann, wenn 
Bevollmächtigte den formulierten Entwurfstext unterzeichnet haben." 
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Organ ist gleichgültig; abgesehen wird hier von den überhaupt 
nicht der Ratifikation bedürfenden Staatsabmachungen in der 
Form von Noten, Protokollen, Kartellen, Konventionen etc.^) 
Die Ratifikation ist die für den Mitkontrahenten bestimmte 
mit der Unterschrift des Staatsoberhauptes versehene urkund- 
liche völkerrechtliche Vertragserklärung.*) Sie darf nicht früher 
gegeben werden, als bis den Vorschriften der Verfassung über 
den Abschluss von Staatsverträgen genügt ist. Viele Staats- 
verträge dürfen von dem Monarchen (oder Senat usw.) nicht 
ohne die Zustimmung der Volksvertretung ratifiziert werden. 
Wie aber, wenn dies doch geschieht.? Entsteht dann ein gültiger 
Staatsvertrag oder nicht .'^ Der ratifizierende Teil kann nun 
ohne Zustimmung der Kammern kein Gesetz in seinem Staate 
zur Ausführung des ratifizierten Vertrages erlassen, der Ver- 
trag wird also nicht erfüllt werden, und der Mitkontrahent wäre 
einfach geprellt; wenn der Vertrag staatsrechtlich ungültig ist, 
so kann er völkerrechtlich dem anderen Staate gegenüber nicht 
gültig sein ;^) auch ist die Behauptung Willkür ohne Möglichkeit 
des Beweises, dass das Völkerrecht dem Staatsrecht vorgehe.^) 
„Ein Konflikt zwischen Recht und Recht ist begrifilich unmög- 
lich";ö) es muss somit der Vertrag, der nach innen unvollzieh- 
bar, ungültig ist, auch nach aussen nichtig sein. Jeder Staat 
muss die Bedingungen, unter welchen ein anderer mit ihm 
paktieren kann, genau kennen, und wird dann auch wissen, ob 
ein Vertrag gültig ist oder nicht, und danach handeln. Praktisch 
garnicht durchzuführen ist die Theorie des von der parla- 
mentarischen Zustimmung bedingten Vertragsabschlusses;*^) ent- 



1 ) Vgl. Martens-Bergbohm I S. 395. 

2) Ahnlich S t o e r k (Staats verträg-e) S. 523. 

3) Vgl. Unger S. 355: „Die Gültigkeit lässt sich nicht spalten: ein 
Vertrag kann nicht nach aussen giltig und nach innen ungiltig sein/* 

4) G n e i s t (Verwaltung, Justiz etc.) § 6, 13, 05 bei E. M e i e r S. 344 : 
„Im Kollisionsfalle geht die höhere völkerrechtliche Verpflichtung der staats- 
rechtlichen vor." 

5) Zorn, Staatsverträge, S. 19. 

6) Vertreten von Probst (S. 302 fg)^ P r e s t e 1 e (S. 43), Unger 
(S. 352), Seligmann (S. 146 — 206), Gorius (S. 772) und Leoni 
(S. 5"). 
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weder der Vertrag ist beim Abschlüsse gültig, oder er ist es 
überhaupt nicht; unmöglich und widersinnig ist es, dem anderen 
Teile zuzumuten, dass er nach dem Abschlüsse noch nicht 
wissen solle, woran er sei; in dem Worte Abschluss liegt der 
Begriff definitiver Auseinandersetzung bezüglich des Vertrages 
nach der einen — positiven — oder nach der anderen — 
negativen — Seite hin. 

Der Deutsche Kaiser kann in bezug auf Gegenstände, die 
nicht seiner alleinigen Vertragschliessungsbefugnis unterliegen, 
für das Reich und nach aussen gültige Verträge nur mit Zu- 
stimmung des Bundesrates und Genehmigung des Reichstages 
eingehen. Verträge, welche die Bundesfürsten schliessen, sind 
nichtig, wenn sie der Verfassung ihres Landes widersprechen, 
ebenso aber auch, wenn sie nicht ihrer, sondern der Reichs- 
vertragskompetenz unterliegen.^) 

Prüfen wir nunmehr, wieweit die im Vorstehenden aus der 
Theorie des modernen Völkerrechts und deutschen Reichs- 
Staatsrechts gezogenen dogmatischen Sätze ihre Kraft zur Auf- 
stellung und rechtlichen Beurteilung des einzigen praktischen 
Falles erproben können, der sich im reichgegliederten aus- 
wärtigen Verkehr der deutschen Bundesstaaten nachweisen 
lässt. In seiner innern Beschaffenheit wie äussern Lösung 
liegen so zahlreiche charakteristische Merkmale, dass ihm un- 
zweifelhaft im Stoff des diplomatischen Quellenmaterials die 
wichtige Rolle eines Richtung gebenden Präzedenzfalles für 
alle Zeiten zukommen wird. 



B. Besonderer Teil. 

§ 3. 

Die Übereinkunft wegen Regulierung der Grenze bei Konstanz 

zwischen Baden und der Schweiz vom 28. April 1878. 

Im überreichen Vertragsmaterial des Deutschen Reiches 
kommt nur wenigen Aktenstücken trotz des relativ gering- 



i) Vgl. oben S. 26. 



N 
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fügigen stofflichen Inhalts so wichtige dogmatische und prin- 
zipielle Bedeutung zu wie der am 28. April 1878 zwischen 
dem Grossherzogtum Baden und der Schweiz getroflfenen Über- 
einkunft betr. die Regulierung der beiderseitigen Grenze an 
und auf dem Bodensee südlich von Konstanz. 

Über die Vorgeschichte und die Zielpunkte der Überein- 
kunft vom 28. April 1878 werden wir durch die sogen. „Be- 
gründung** belehrt, welche neben dem Texte des Vertrages 
von der grossherzoglich-badischen Regierung den Ständen zur 
Kenntnisnahme und, soweit erforderlich, zur Zustimmung vor- 
gelegt wurde: ^) 

Die Grenzverhältnise in der Stadt Konstanz haben in 
früherer Zeit wiederholt Anlass zu Zweifeln und Weiterungen 
gegeben. 

Soweit es sich um die Grenze auf dem Lande, sowie auf 
dem Rheine unterhalb von Konstanz und dem Untersee handelt, 
sind die obwaltenden Meinungsverschiedenheiten und Unsicher- 
heiten durch die 1831 und 1854 zwischen Baden und dem 
Kanton Thurgau abgeschlossenen Grenzverträge beseitigt worden. 
Wegen der Grenze auf dem Bodensee ist letztmals im Jahre 
1 786 eine Verständigung erfolgt, über deren nähere Bedeutung 
und fortdauernde Gültigkeit neuerdings Anstände sich ergeben 
haben, welche zu Unterhandlungen zwischen den beiderseitigen 
Regierungen und zum Abschluss der vorliegenden Übereinkunft 
geführt haben. 

Im Näheren hat es mit diesen Anständen und deren Er- 
ledigung folgende Bewandtnis. 

Schon im siebenzehnten Jahrhundert entstanden zwischen 
Österreich als Landesherrn von Konstanz und der Schweiz 
bezw. den zehn die Landeshoheit im Thurgau regierenden eid- 
genossischen Orten Streitigkeiten wegen der Ausübung von 
Hoheitsrechten auf dem Konstanz nahe gelegenen Teile des 
Bodensees. Dabei wurde die Hoheit schweizerischerseits über 
die Konstanzer Bucht^ vom Thurgauschen Ufer bis zu deren 



i) Verhandl. der Stände- Versamml. des Grossherzogt. Baden, 4. Beilagen- 
heft zu den Protokollen der 2. Kammer, 1877 — 1879, S. 845 fg. 
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Mitte, österreichischerseits über die ganze Bucht in Anspruch 
genommen. 

Im Jahre 1685 vertrug man sich dahin, dass im Allgemeinen 
der schweizerische Anspruch anerkannt, jedoch der Stadt 
Konstanz die hohe Obrigkeit über den Seebezirk längs des 
thurgauischen Ufers bis auf 1500 Schritte Entfernung vom 
Hafen zugestanden wurde. Im Laufe der Zeit erhoben sich 
wiederholt Zwistigkeiten wegen der genaueren Abgrenzung 
dieses Bezirks, welche dann endlich durch einen neuen Vergleich 
vom Jahre 1786 beigelegt wurden. Dieser gewöhnlich nach 
dem österreichischen Unterhändler, dem Stadthauptmann von 
Damiani, benannte Vertrag bestimmte genau den Uferpunkt 
am Kreuzlinger Hörnle, bis wohin die „Jurisdiktion der Stadt 
Konstanz** reichen sollte. Von diesem Punkte ging die Grenze 
einerseits in gerader Linie zur Seemitte, andrerseits längst des 
thurgauischen Gestades bis zur Südostspitze der Stadt, dem 
sog. Rauchen Eck, „da wo zwischen Wasser und Land die 
natürlichen Grenzen nach der Zu- und Abnahme des Bodensees 
vorhanden**. 

Durch diese Grenzbestimmung gelangte der hauptsächliche 
nähere Gegenstand des Streites, eine beim Kreuzlinger Hörnle 
von Thurgau angelegte Landungsstelle, in welcher die Stadt 
Konstanz eine Beeinträchtigung und Verletzung ihrer Handels- 
und Schiffahrtsprivilegien erblickte, unter Konstanzer Jurisdik- 
tion, wogegen Österreich die Erhaltung der dort angelegten 
Schiffspfahle als einer Zufluchtsstelle für die Schiflfahrt zusagte. 

Durch die bald nach Abschluss des Damianischen Vergleichs 
eingetretenen politischen Umwälzungen und durch die weiter 
folgende gänzliche Veränderung der Verkehrsverhältnisse ver- 
loren die Rechte über die fragliche Seefläche ihren praktischen 
Wert und gerieten mehr oder weniger in Vergessenheit. 

Anlässlich der Anfertigung der topographischen Karte des 
Grossherzogstums kam das Grenzverhältnis bei der Grossh. 
Regierung zu Ende der vierziger Jahre zur Sprache; nach 
Prüfung der Sache erfolgte der Eintrag der im Damianischen 
Vergleich bestimmten Grenze. Wenige Jahre darnach jedoch 
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hat das topographische Bureau des Grossh. Generalstabs ohne 
höhere Kenntnis und Ermächtigung diesen Eintrag mit der Be- 
zeichnung „alte Grenze** versehen und eine neue, vom Rauhen 
Eck ab der Seemitte folgende Grenzlinie eingezeichnet. Dieses 
an sich nicht erheblichen Umstandes wird gec^acht, weil durch 
die Verbreitung von Kartenblättern mit diesem irrigen Eintrag 
ohne Zweifel das weitere Vergessen der vertragmässigen Grenze 
wesentlich unterstützt worden ist. 

Mit der zu Anfang dieses Jahrzehnts in Angriff genom- 
menen Ausdehnung des Konstanzer Bahnhofs und der Konstanzer 
Hafenanlagen gewann das zunächst der Grenze gelegene thur- 
gauische Gelände erhöhte Bedeutung und begannen die Besitzer 
der dort an den See stossenden Grundstücke zur Erweiterung 
ihres Eigentums ansehnliche Auffüllungen über die Uferlinie 
hinaus vorzunehmen. Als diese Arbeiten schon einige Zeit im 
Gange und ziemlich weit vorgeschritten waren, wurde seitens 
der städtischen Behörde und des Grossh. Bezirksamts die Auf- 
merksamkeit auf dieselben und auf die dadurch stattfindende 
Verletzung der diesseitigen Hoheit gelenkt. 

Nach erneuerter Prüfung erschien das Fortbestehen der 
im Damianischen Vertrag bezeichneten Grenze nicht zweifel- 
haft, und das damalige Ministerium des Grossh. Hauses, der 
Justiz und des Auswärtigen nahm deshalb nicht Anstand, den 
schweizerischen Bundesrat von den fraglichen AuflfüUungs- 
Arbeiten zu benachrichtigen und um die Veranlassung der Ein- 
stellung derselben zu ersuchen. 

Schweizerischerseits glaubte man auf dieses Ansinnen nicht 
eingehen zu können, indem man den Vertrag als einen blossen 
Jurisdiktions- Vertrag erklärte, welcher als solcher infolge des 
Reichsdeputationshauptschlusses von 1803, der alle fremde 
Jurisdiktion auf schweizerischem Gebiete aufhob, erloschen 
sei, vornehmlich aber geltend machte, dass die Bedingung des 
Damianischen Vertrags bezüglich der Erhaltung der Schiflfsstelle 
am Hörnle nie erfüllt, überhaupt auf denii fraglichen Seegebiet 
von Baden keinerlei Hoheitsrecht ausgeübt worden sei, während 
auf demselben die Ausübung von Hoheitsrechten thurgauischer- 

Dis8. Grünau. jk 
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seits und zwar unter Kenntnis, Anerkennung und Mitwirkung 
badischer Behörden stattgefunden habe. 

In dem hiernach weiter folgenden Schriftwechsel konnte 
ein Teil dieser tatsächlichen Behauptungen allerdings nicht in 
Abrede gestellt werden, doch wurde die diesseitige rechtliche 
Anschauung über das Fortbestehen der Damianischen Grenze 
als Staatsgrenze umsomehr festgehalten, als bis in die neuere 
Zeit auch schweizerische amtliche Auslassungen vorlagen, 
welche eine Anerkennung dieser Grenze enthielten. 

Da indessen auch die eidgenössische Regierung an dem 
ihrerseits eingenommenen Standpunkte festhielt, einigte man 
sich dahin, auf dem Wege kommissarischer Verhandlungen eine 
Erledigung des Anstandes anzustreben.***) 

,,Die^beiderseitigen Kommissäre traten erstmals im Januar 
1877 u^d darnach noch wiederholt in Konstanz und in Bern 
zusammen. Sie gelangten endlich zu einer Verständigung, 
welche [in der am 28. April v. J. zu Bern unter Ratifikations- 
vorbehalt abgeschlossenen Übereinkunft ihren Ausdruck fand**. 

Die Ratifikation aber konnte erst erfolgen, nachdem die 
verfassungsmässig für dieselbe erforderlichen Schritte getan 
waren. Schweizerischerseits ward am 28. Juni 1878 der Bundes- 
beschluss gefasst, wodurch der Bundesrat zur Ratifikation er- 
mächtigt wurde, von Badens Seite wurde der Vertrag zuerst 
der zweiten Kammer 2) am 23. Januar 1879 vorgelegt, von 
dieser nach zweimaliger Lesung (am 3. und 6. Februar 
1 879) '**) einstimmig angenommen und dann vor die erste 
Kammer gebracht,*) welche die Vorlage über die Übereinkunft 
einer besonderen Kommission überwies.^) Am 11. Februar 



i) Nähere Begründung siehe Verh. der bad. Stände- Vers., 4. Beilagen- 
heft zu den Protokollen der 2. Kammer S. 896 u. 847. 

i) Verhandl. der bad. Stände- Versamml.; 4. Beilagenheft 2u den Proto- 
kollen der 2. Kammer S. 841 u. Protokolle der 2. Kammer S. 122. 

3) Verh. der bad. Stände- Vers. : Protok. der 2. Kammer S. 130 u. 13a, 
ßeilagenheft z. d. Protok.^d. i. Kammer S. 506. 

4) a. a. O., Protok. d. i. Kammer S. 164. 

• a. O., Protok. d. i. Kammer S.*i63. 
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1879 erstattete die Kommission Bericht. Dieser i) wurde ver- 
lesen und schloss mit dem Antrage auf Erteilung der Zu- 
stimmung zu dem Vertrage, welchen Antrag das Haus nach 
Genehmigung der Beratung in abgekürzter Form ohne Dis- 
kussion einstimmig zum Beschlüsse erhob.*)] 

Auch hier war daher den landesverfassungsrechtlichen 
Vorschriften für die Vornahme der Ratifikation genügt. 

Der Text des zwischen Baden und der Schweiz zustande 
gekommenen Vertrages war folgender: 



Übereinkunft 
wegen Regulierung der Grenze bei Konstanz. 



Die Grossherzoglich Badische 
Regierung und der Schweize- 
rische Bundesrat haben in der 
Absicht, die in betreif der 
Grenze an und auf dem Boden- 
see bei Konstanz waltenden An- 
stände in freundnachbarlicher 
Weise auszugleichen und im 
Zusammenhange damit auch 
an einigen anderen Stellen den 
Grenzzug beiKonstanz in zweck- 
mässiger Weise zu regulieren, 
Bevollmächtigte ernannt: 

Seine Königliche Hoheit 

der Grossherzog von 

Baden: 

den Geheimen Legationsrat 
Dr. Friedrich Hardeck in 
Karlsruhe und den Ministerial- 
rat und Landeskommissär Karl 
Haas in Konstanz, 



Der SchwcizerischeBundesrat 
und die Grossherzoglich Badi- 
sche Regierung haben in der 
Absicht, die in betreff der 
Grenze an und auf dem Boden- 
see bei Konstanz waltenden An- 
stände in freundnachbarlicher 
Weise auszugleichen und im 
Zusammenhange damit auch 
an einigen anderen Stellen den 
Grenzzug beiKonstanz in zweck- 
mässiger Weise zu regulieren, 
Bevollmächtigte ernannt: 

Der Schweizerische 
Bundesrat: 

den Nationalrat Arnold Otto 
Aepli in St. Gallen, den Oberst 
Hermann Siegfried, Chef des 
eidgenössischen Stabsbureaus 
in Bern und den Regierungsrat 
Konrad Haffter in Frauenfeld, 



i) a. a. O., Beilag^enbeft z. den Protok. der l. Kammer S. 545 u. 546. 
2) a. a. O., Protok. d. i, Kammer S. 178. 

3' 
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Der Schweizerische 
Bundesrat: 

den Nationalrat Arnold 
Otto Aepli in St Gallen, den 
Oberst Hermann Siegfried, 
Chef des eidgenössischen Stabs- 
bureaus in Bern und den Re- 
gierungsrat Konrad Haffter 
in Frauenfeld, 

welche nach gegenseitiger Mit- 
teilung und Anerkennung ihrer 
Vollmachten und unter Vorbe- 
halt der Ratifikation über fol- 
gende Punkte übereingekom- 
men sind: 



Seine Königliche Hoheit 

der Grossherzog von 

Baden: 

den Geheimen Legationsrat 
Dr. Friedrich Hardeck in 
Karlsruhe und den Ministerial- 
rat und Landeskommissär Karl 
Haas in Konstanz, 

welche nach gegenseitiger Mit- 
teilung und Anerkennung ihrer 
i Vollmachten und unter Vorbe- 
halt der Ratifikation über fol- 
gende Punkte übereingekom- 
men sind: 



Artikel i. 
Die Grenze zwischen beiden Staaten über den Strandboden 
und das Seegebiet südlich von Konstanz liegt in der gegen- 
wärtigen Eigentumsgrenze von J. Butz und C. Eberle bis zu 
dem einspringenden Winkel der Seemauer und von da ab in 
der Richtung auf den südlichsten Punkt des nördlichen Ufers 
des Konstanzer Tritters bis zu dem Punkte, wo diese Richtungs- 
linie mit der geraden Linie sich schneidet, welche von der 
Mitte des Turmes des Konstanzer Bahnhofsgebäudes nach dem 
Mittelpunkte einer Geraden zwischen dem vorgedachten Ufer- 
punkte und der gegenüberliegenden Spitze des südlichen Ufers 
bei der obern Bleiche gezogen wird. Von jenem Schnittpunkte 
bis zu diesem Mittelpunkte bildet im Tritter die sie verbindende 
gerade Linie und von dem letzteren Punkte ab die Mitte des- 
selben die Grenze. 

Artikel 2. 

A. Von Seiten der Schweiz wird an Baden abgetreten und 
für die Zukunft der badischen Staatshoheit unterstellt: 

I. Der östlich von dem in Artikel i erwähnten unter 
badische Hoheit fallenden Strandboden, westlich vom dermaligen 



— 37 — 

schweizerischen Teile des Konstanzer Bahnhofs und südlich 
von der Privateigentumsgrenze zwischen J. Butz und C. Eberle 
eingeschlossene, zur Zeit den Gebrüdern Ferdinand und Leopold 
Walser und dem J, Butz gehörige Streifen Landes. 

2. Der Teil des Konstanzer Bahnhofes, welcher auf 
schweizerischem Gebiet westlich von dem bei Ziffer i dieses 
Artikels bezeichneten Bodenstreifen, nördlich von dem südlichen 
Rande der seewärts ziehenden neuen zollfreien Strasse und 
östlich von dem östlichen Rande der in der Richtung zwischen 
der neuen und der alten zollfreien Strasse planierten Quer- 
strasse gelegen ist. 

3. Die Bestandteile der zur Zeit im Besitz badischer An- 
gehöriger befindlichen Grundstücke, welche längs der Strecke 
zwischen den Grenzmarken 3 bis 5 auf schweizerischem Gebiet 
liegen und durch eine den Eigentumsgrenzen sich anschliessende 
Grenzlinie zum badischen Staatsgebiet geschlagen werden sollen. 

4. Das zwischen den Grenzmarken 13 bis 19 liegende 
Areal, welches südlich durch den laut Übereinkunft über die 
Regelung der Abflussverhältnisse des Schoder- und Saubachs 
vom 17. Juli 1876 vereinbarten Korrektionsplan in gerader Linie 
herunterzuleitenden Saubach begrenzt werden soll. 

B. Schweizerischerseits wird auf jede Entschädigung für 
-die Einbussen an Staats- und Gemeindesteuern Verzicht ge- 
leistet, welche aus diesen Territorialabtretungen sich ergeben. 

Artikel 3. 
Dagegen übernimmt Baden folgende Verbindlichkeiten: 
I . Von dem westlichen Endpunkte der in Artikel 2 A. 
ZifiF. 3, bestimmten Grenzlinie soll die Grenze künftighin längs 
der bestehenden Einfriedigung des Gartens des Bierbrauers 
Schmid bis zur Kreuzlinger Landstrasse und von da ab in 
gerader Linie über diese Strasse bis zu dem Punkte laufen, 
wo die Gerade zwischen den Grenzmarken 8 und 9 die Grenze 
zwischen der Strasse und dem Garten des Kaufmanns Rossat 
schneidet. Ferner soll in Zukunft zwischen den Marksteinen 
12 und 13 die Grenze an dem östlichen Rande des zwischen 
^denselben hinziehenden Strassenkörpers liegen. 
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Die durch die vorgedachten neuen Grenzlinien abgetrennten 
badischen Parzellen werden von Baden an die Schweiz zur 
Vereinigung mit dem schweizerischen Staats- und Hoheitsgebiet 
und ohne Anspruch auf Entschädigung wegen Staats- und 
Gemeindesteuern abgetreten. 

2. Die Grossherzoglich Badische Regierung anerkennt die 
zwischen der thurgauischen Finanzverwaltung als Verkäuferin 
einesteils und C. Widmer-Hirzel in Kreuzlingen und Ferdinand 
Walser in Konstanz als Käufern andernteils unterm lO. März 
1872 und 29. April 1873 abgeschlossenen Kaufverträge. 

3. Baden übernimmt die Fürsorge für den Unterhalt der 
neuen zollfreien Strasse, insoweit derselbe seither dem Kanton 
Thurgau beziehungsweise der Gemeinde Kreuzlingen obliegt 
und die Strasse auf badisches Gebiet zu liegen kommt. 

4. Badischerseits wird dafür gesorgt werden, dass der 
Beitrag, welchen die thurgauischen Gemeinden laut obener- 
wähnter Übereinkunft vom 17. Juli 1876 zu den Kosten der 
Korrektion des Saubachs zu leisten hätten, denselben ab- 
genommen werde. 

Artikel 4. 

Die zwischen der badischen Staatseisenbahn -Verwaltung 
und den den Bahnhof Konstanz benutzenden schweizerischen 
Eisenbahngesellschaften abgeschlossenen Verträge, insbesondere 
die Vereinbarung der badischen Staatsbahn mit der schweize- 
rischen Nordostbahn vom 3./24. April 1871 und der Vertrag 
zwischen der badischen Staatsbahn, der schweizerischen Nord- 
ostbahn und der Winterthur - Singen - Kreuzlingerbahn vom 
3. Juli 1874 bleiben vorbehalten. 

Artikel 5. 

Diese Übereinkunft soll ratifiziert und die Auswechslung^ 
der Ratifikations - Urkunden sobald als tunlich vorgenommen 
werden. 

Zur Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten die gegenwärtige Übereinkunft unterschrieben und 
besiegelt. 
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So geschehen zu Bern, den achtundzwanzigsten April 
achtzehnhundertachtundsiebenzig (den 28. April 1878). 



(L. S.) (gez.): Hardeck. 

(gez.): Haas. 

(L. S.) (gez.): A. O. Aepli. 

(gez.): H. Siegfried, 

(gez.): K. Haffter. 



(L. S.) (gez.): A. O. Aepli. 

(gez.): H. Siegfried, 

(gez.): K. Haffter. 

(L. S.) (gez.): Hardeck. 

(gez.): Haas. 



Schluss-Protokoll. 

Bei Unterzeichnung der Übereinkunft wegen der Regu- 
lierung der Grenze bei Konstanz haben die beiderseitigen 
Bevollmächtigten für angemessen erachtet, im gegenwärtigen 
Protokoll noch folgende Bestimmungen niederzulegen: 

I. 
Die Bevollmächtigten sind darin einverstanden, dass, soweit 
durch die Übereinkunft neue Grenzlinien festgesetzt werden, 
nach der Ratifikation unter ihrer Mitwirkung und auf gemein- 
same Kosten eine entsprechende Vermarkung vorzunehmen 
und ein Grenzbeschrieb zu erstellen sein wird. 

2. 
Zu Artikel i und 2 A, Ziff. 1 der Übereinkunft, insoweit 
dadurch der Grenzzug zwischen dem einspringenden Winkel 
der Seemauer und der zollfreien Strasse bestimmt wird, war 
man darüber einig, dass derselbe in gerader Linie von jenem 
Winkelpunkte zum gegenüberliegenden Biegungspunkte der 
zollfreien Strasse geführt werden soll, wenn bis zur Vornahme 
der Vermarkung eine entsprechende Veränderung der Eigen- 
tumsgrenze des C. Eberle erfolgt. 

3. 
Auch zu Artikel 3 A, Ziflf. 4 war man darüber einig, 

dass, falls die Stadtgemeinde Konstanz die in der dort ge- 
nannten Übereinkunft vorgesehene durchgreifende Korrektion 
des Saubachs bis zu der Höhe der Grenzmarke 22 ausführen 
will, die Grenze in die gerade Linie von Grenzmarke 13 nach 
Grenzmarke 22 verlegt werden soll. Vor der Ausführung der 
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Korrektion zwischen den Grenzmarken 13 und 19, beziehungs- 
weise 13 und 22, soll der Korrektionsplan den beiderseitigen 
Regierungen zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Das gegenwärtige Protokoll soll gleiche Verbindlichkeit 
wie die Übereinkunft haben und mit derselben ratifiziert 
werden beziehungsweise als ratifiziert gelten. 

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Protokoll unterschrieben und besiegelt. 

So geschehen zu Bern, den achtundzwanzigsten April 
achtzehnhundertachtundsiebenzig (28. April 1878). 



(L. S.) (gez.): Hardeck. 
(gez.): Haas. 

(L. S.) (gez.): A. O. Aepli. 
(gez.): H. Siegfried, 
(gez.): K. Raffte r. 



(L. S.) (gez.): A. O. Aepli. 

(gez.): H. Siegfried. 

(gGZ.): K. Haffter. 

(L. S.) (gez.): Hardeck. 

(gez.): Haas. 



Der wesentliche Inhalt der Vereinbarung lässt sich kurz 
dahin zusammenfassen:^) 

Um zu einer neuen rationellen Grenze zu gelangen, tritt 
die Schweiz eine Strecke des seither thurgauischen Ufers (von 
etwa 230 Meter Länge) nebst dem anstossenden Ufergelände 
an Baden zu Hoheit ab, und es wird sodann die streitige See- 
fläche derart geteilt, dass jedem Kontrahenten die seinem Ufer 
vorliegende Seefläche gehört. Die Teilungslinie oder die neue 
Grenzlinie geht somit vom neuen Ufergrenzpunkte in einer 
leicht erkennbaren Richtung (nämlich derjenigen auf den 
äussersten Punkt des jenseitigen Ufers der Bucht) und in einem 
genügenden Abstände vom Konstanzer Hafendamm bis zur 
Seemitte, welcher sie bis zur Öffnung der Bucht folgen soll. 



i) Verhandl. d, bad. Stände- Versamml., 4. Beilagenheft z. d. Protokollen 
der 2. Kammer S. 847 und Sammlung sämtlicher Drucksachen des Deutschen 
Reichstages, 4. Legislatur-Periode II. Session 1879 V. Bd. No. 367 S. «a — 13. 
Vgl. auch den Kommissionsbericht in den Verhandl. d. bad. Stände- Versamml. 
Beilagenheft z. d. Protok. der i. Kammer S. 545 u. 546. 
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Baden erhält hiernach den kleineren, die Schweiz den grösseren 
Teil der streitig gewordenen Wasserfläche; dagegen überlässt 
die Schweiz an Baden die Hoheit über den seitherigen 
schweizerischen Anteil am Konstanzer Bahnhof und über den 
zwischen diesem und dem See gelegenen Uferstreifen, sowie 
einige weitere Gebietsabschnitte an der Landesgrenze bei 
Konstanz. 

Die streitige Wasserfläche beträgt etwa hundert Hektar, 
wovon etwa ein Fünftel an Baden, vier Fünftel an die Schweiz 
fallen ; die von der Schweiz an Baden abgetretenen Gebietsteile 
umfassen zusammen 9 bis 10 Hektar oder 25 bis 28 Morgen, 
wogegen die von Baden behufs der Korrektion des Grenzzugs an 
die Schweiz abgetretenen Parzellen, fast ausschliesslich Strassen- 
teile, im Ganzen etwa ein viertel Morgen ausmachen. 

Es handelt sich hier um eine verdunkelte Grenze. Wie wir 
S. 30 ff", auseinandergesetzt haben, hat lange Zeit schon Streit um 
den Zug der Grenze in der Nähe der Stadt Konstanz geherrscht, 
jetzt aber ist der Zweck der Vereinbarung „die in betreff der 
Grenze an und auf dem Bodensee bei Konstanz waltenden An- 
stände in freundnachbarlicher Weise auszugleichen* ^ ,,Es konnte 
nicht verkannt werden, dass nach den seit dem vorigen Jahr- 
hundert vorgekommenen historischen Zwischenfällen und nach 
der bezüglich der Ausübung der Hoheitsrechte tatsächlich ein- 
gehaltenen Praxis es sich um eine verdunkelte Rechtslage und 
Grenze handle, sowie dass auch bei grundsätzlicher Anerkennung 
der Damianischen Grenze dieselbe längs des Gestades durch- 
aus unsicher und die Rechtsverhältnisse bezüglich des bald 
vom See bedeckten bald trockenen Strandbodens durchaus un- 
bestimmt und zweifelhaft sein würden**.^) Wäre man also 
nur bemüht gewesen, die verdunkelte Grenze neu zu ziehen, 
ohne dem einen Staate zweifellos angehörige Land- oder See- 
strecken an den andern zu veräussern, so hätte ein dies- 
bezüglicher Vertrag stets als Grenzrektifikation, als deklara- 



i) Samml. sämtl. Drucksachen des Reichstages a. a. O. u. Verh. d. bad. 
Stände- Vers. 4. Beilagenheft z. d. Protok. d. 2. Kammer S. 846. 
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torischer Grenzvertrag aufgefasst werden müssen^)*); das Staats- 
und Reichsgebiet wäre dadurch nicht verändert, eine Mitwirkung 
der Stände des Grossherzogtums einerseits 3) und des Reiches 
andererseits*) wäre nicht nötig gewesen. 

„Während aber dem Besitz der Hoheit über die streitige 
Seefläche, abgesehen von der nächsten Umgebung des Kon- 
stanzer Hafens, diesseits ein untergeordneter Wert zukommt, 
ist es dringend erwünscht, dass der Konstanzer Bahnhof, 
welcher seither von der Landesgrenze mitten durchschnitten 
wird, ausschliesslich unter badische Hoheit gelange, und damit 
die Hemmnisse und die Anlässe zu Reibungen beseitigt werden, 
welche von einem derartigen Ineinandergreifen der Hoheits- 
verhältnisse für die Zukunft zu besorgen wären. Auch jede 
weitere mit einer Gebietserweiterung verbundene Geradlegung 
der Grenze längs der Stadt muss in Hinblick auf das beengte 
dortige Terrain und auf die zweckmässige Erhaltung und Über- 
wachung der Grenze als wertvoll gelten. Die nach diesen 
Erwägungen sich ergebenden Ziele sind durch die getroffene 
Vereinbarung erfüllt."**) 



i) Vgl. oben S. ii. 

2) Aus dem Inhalt der völkerrechtlichen Verträge ein Hilfsmittel ihrer 
systematischen Gliederung zu gewinnen, ist der Lehre bisher nicht völlig ge- 
lungen; zumal Hess sich aus dem Verhältnis des einzelnen Vertrags zur ge- 
samten Völkerrechtsordnüng ein sicheres Mittel für die übersichtliche Grup- 
pierung des diplomatischen Vertragsmaterials nicht erzielen. 

Die in der Literatur aufgestellten Kategorien der Einzelverträge und 
Gesellschaftsverträge sind lediglich formaler Natur, während die Hinweise auf 
das Verhältnis des Vertrags zum Verfassungsrecht der Staatengesellschaft oder 
zu deren Verwaltungsordnung eine schärfere, begriffliche Begrenzung ver- 
missen lassen. Grössere praktische Brauchbarkeit kommt offenbar, wie der 
vorliegende Fall lehrt, einer solchen Aufteilung des Vertragsstoflfes zu, die an 
die Frage der Zuständigkeit zum Vertragsabschluss anknüpft. 

3) Verfassungsurkunde des Grossherzogtums Baden §§ 3 und 64 in 
Stoerks Handbuch S. 213 und 220. 

4) Vgl. oben S. 25. 

5) Verhandl. d. bad. Stände- Versamml. a, a. O. S. 846; Samml. sämtl. 
Drucksachen des Reichstages a. a. O. 
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Hieraus, wie auch aus dem klaren Wortlaut der Verein- 
barung selber: „und im Zusammenhange damit auch an einigen 
anderen Stellen den Grenzpunkt bei Konstanz in zweckmässiger 
Weise zu regulieren** ist klar ersichtlich, dass es sich um eine 
eigentliche Grenzregulierung, eine Gebietsarrondierung, einen 
konstitutiven Grenzvertrag handelt. 

Nach § 2^) bedeutet die Gebietsveränderung des Reiches 
eine Änderung der Reichsverfassung. Änderungen der Reichs- 
verfassung aber gehören in das Gebiet der Reichsgesetz- 
gebung*), und Gegenstände der Reichsgesetzgebung gehören 
allein zur Reichsvertragskompetenz. ^) Baden war also zum Ab- 
schlüsse eines derartigen Vertrages nicht befugt, bevor nicht 
das Reich eine gleiche Vereinbarung mit der Schweiz getroffen 
hatte. Darin stimmen die meisten Schriftsteller überein.*) 
Die Grossherzoglich badische Regierung war bei dem Ab- 
schlüsse des Vertrages der Meinung, dass die Angelegenheit 
zwischen ihr und der Schweiz allein zu ordnen sei. Sie hat 
nur nafch Abschluss der Vereinbarung dem Reichskanzler Mit- 
teilung gemacht, da es sich um die Landesgrenze gegen das 
Reichsausland, zugleich also um die Reichsgrenze handelte.^) 

Der Vertrag war nichtig. Seine fehlerhafte Beschaffenheit 
lag nicht etwa auf dem Boden einer tatsächlichen Verwechslung 
der eigentlichen Ziele des zu schliessenden Übereinkommens; 
die Fehlerquelle ist vielmehr lediglich in der Verkennung der 
Zuständigkeit zu suchen, die nach dem Verfassungsrechte 
Badens und des Deutschen Reiches zu jenem Abschlüsse 
legitimierte. Die juristische Natur des Reichsgebietes und der 
Reichsgebietshoheit im Gegensatz zum Einzelstaatsgebiet und 

i) S. 24flf. 

2) R.-V. Art. 78 Satz i. 

3) Vgl. oben S. 23 fg. 

4) Vgl. Stoerk, Landesgrenzsachen § 2; ders., Staatsverträge, § 7; 
S ey d el I S. 639 Anm. 4; Sieskind S. 26; Prestele S. 22; Kahane 
S. 45 ; P r ö b s t S. 248 ; Zorn, Staatsrecht, S. 505; S a r w e y I S. 33, 
Anm. I. 

5) Verbandl. d. bad. Stände- Vers. a. a. O.; Samml. sämtl. Drucksachen 
des Reichstages a. a. O. 
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der Gebietshoheit des Gliedstaates forderte hier konsequente 
Durchsetzung und es musste daher ein Ausweg gesucht werden, 
um unter möglichster Schonung der internationalen Autorität 
der kontrahierenden Teile den unabweisbaren Forderungen des 
objektiven Reichsverfassungsrechts in vollem Umfange Rechnung 
zu tragen. Es war ein erfreulicher Beweis für die innere 
Festigung der jungen Rechtsordnung des kaum acht Jahre 
vorher aufgerichteten Deutschen Reiches, dass diese Remedur 
trotz der auf einer Vertragsschliessenden Seite in Betracht 
kommenden Rücksichten auf empfindliche Interessen dynastischer 
und monarchischer Natur ohne alle Schwierigkeiten und 
Störungen geschaffen werden konnte. 

§4. 

Vereinbarung zwischen dem Reich und der Schweiz wegen 

Regelung der Grenze bei Konstanz vom 24. Juni 1879. 

Da der diplomatische Geschäftsverkehr der Staaten regel- 
mässig durch das Amtsgeheimnis gedeckt wird, bis dies durch 
die spätere Geschichtsforschung gelüftet werden kann, so haben 
allezeit solche an die Öffentlichkeit gelangenden Aktenstücke 
ganz besondere Bewertung gefunden, in denen sich die 
grundsätzliche Auffassung einer Zeit über prinzipielle Fragen 
der Staatengenossenschaft und ihr Recht deutlich spiegelt. 
Die ältere Arbeitsperiode der historischen Völkerrechtsschule 
suchte zeitgenössische Manifestationen der bezeichneten Art 
unter der Rubrik der sog. ,,Causes celebres'* zu sammeln und für 
die Zwecke der Dogmatik zu verwerten. In unseren Tagen 
der weitestgehenden Publizität, die auch die diplomatische 
Aktion der Staaten zu einem grossen Teil von den alten Bahnen 
abgelenkt hat, ist die Zahl solcher erkennbarer Quellenzeug- 
nisse viel grösser als vordem. Gleichwohl treten auch heute 
einzelne internationale Vereinbarungen aus der Zahl stoff- 
verwandter Materialien als besondere Proben der „offiziellen 
Staatskunst** heraus und lassen durch Form und Inhalt ge- 
wichtige Aufschlüsse gewinnen über die zur Zeit ihres Er- 
scheinens an massgebenden Stellen herrschend gewesenen 
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völkerreohtlichen und staatsrechtlichen Grundanschauungen und 
Überzeugungen. 

Je geringer im Staatenverkehr die rechtsbildende Kraft des 
gerichtlichen Urteils, je seltener hier Test-Cases richtunggebend 
für die künftige Gestaltung der Rechtsordnung wirken, umso 
höher ist der Wert solcher Urkunden anzuschlagen, die neben 
ihrer amtlichen Autorität die dogmatische Hebelkraft von 
Responsa der sachkundigen zuständigen Stellen fiir sich in 
Anspruch nehmen können. Es kommt ihnen gleichsam die 
Beweiskraft der Ausnahme zu und sie lassen den sichern Ein- 
blick gewinnen in die einer Zeit eigentümlichen Ansichten über 
die zwingende Kraft der objektiven Rechtsordnung. Zu den 
amtlichen Quellenzeugnissen der bezeichneteu Art gehört der 
zwischen dem Deutschen Reich und der Schweiz am 24. Juni 
1879 geschlossene Vertrag, dessen Inhalt und Tragweite ftir 
die im vorhergehenden Jahre zwischen Baden und der Schweiz 
getroffene Übereinkunft wir nun im Folgenden einer nähern 
Prüfting und inhaltlichen Untersuchung unterziehen wollen. 

Der Originaltext lautet wie folgt: 

Wir Wilhelm 



von Gottes Gnaden 

Deutscher Kaiser, 

König von Preussen 

usw. usw., 

Urkunden und bekennen hiermit: 

Nachdem die von Unserem 
Bevollmächtigten und dem 
Bevollmächtigten des Schwei- 
zerischen Bundesrats am 24. 
Juni 1879 zu Bern unter- 
zeichnete Vereinbarung wegen 
Regelung der Grenze bei 
Konstanz, welche Vereinbarung 
nebst der darin inbezug 
genommenen Übereinkunft 
zwischen Baden und der 



Der Bundesrat der 

Schweiz. 
Eidgenossenschaft 

nach Einsicht und Prüfung 
der von seinem Bevollmächtig- 
ten und dem Bevollmächtigten 
des Deutschen Reiches vom 
24. Juni dieses Jahres in Bern 
unterzeichneten Vereinbarung 
wegen Regelung der Grenze 
bei Konstanz, welche Verein- 
barung nebst der darin inbezug 
genommenen Übereinkunft 
zwischen der Schweiz und 
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Schweiz vom 28. April 1 878 und 
dem Schlussprotokoll von dem- 
selbenTage, wörtlich also lautet : 

Seine Majestät 

der Deutsche Kaiser, 

König von Preussen, 

im Namen 

des Deutschen Reiches 

und 
die Schweizerische 
Eidgenossenschaft, 
von dem Wunsche geleitet, 
der zwischen Baden und der 
Schweiz geschlossenen Über- 
einkunft wegen Regulierung 
der Grenze bei Konstanz vom 
28. April 1878 rechtliche Wirk- 
samkeit für das Deutsche Reich 
zu verleihen und zu diesem 
Behufe eine Vereinbarung 
unter sich zu treffen, haben 
zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majestät 
der Deutsche Kaiser, 
König von Preussen: 
AUerhöchstihren ausserordent- 
lichen Gesandten und bevoll- 
mächtigten Minister bei der 
schweizerischenEidgenossen- 
schaft, Herrn General von 
Röder, 

und 

der schweizerische 

Bundesrat: 

den Herrn Bundespräsidenten 

Hammer, 



Baden, 28. April 1878, und dem 
Schluss - Protokoll von dem- 
selbenTage, wörtlich also lautet : 

Die Schweiz. 
Eidgenossenschaft 
und 
Seine Majestät 
. der Deutsche Kaiser, 
König von Preussen, 
im Namen 
des Deutschen Reiches, 
von dem Wunsche geleitet, 
der zwischen der Schweiz und 
Baden geschlossenen Überein- 
kunft wegen Regulierung der 
Grenze bei Konstanz vom 
28. April 1878 rechtliche Wirk- 
samkeit für das Deutsche Reich 
zu verleihen und zu diesem 
Behufe eine Vereinbarung 
unter sich zu treffen, haben zu 
Bevollmächtigten ernannt: 
Der schweizerische 
Bundesrat: 
den Herrn Bundespräsidenten 
Hammer, 

und 
Seine Majestät 
der Deutsche Kaiser, 
König von Preussen: 
AUerhöchstihren ausserordent- 
lichen Gesandten und bevoll- 
mächtigten Minister bei der 
schweizerischenEidgenossen- 
schafl, Herrn General von 
Röder, 
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welche, nach Austausch ihrer } welche, nach Austausch ihrer 
in guter und gehöriger Form I in guter und gehöriger Form 



befundenen Vollmachten über 
Folgendes übereingekommen 
sind : 

Artikel i. 

Die zwischen Baden und der 
Schweiz wegen Regulierung 
der Grenze bei Konstanz ab- 
geschlossene, in Abschrift bei- 
gefügte Übereinkunft vom 28. 
April 1878 nebst dem dazu 
gehörigen, gleichfalls abschrift- 
lich anliegenden Schluss- 
protokoll von demselben Tage 
wird hierdurch für das Deutsche 
Reich als rechtsgiltig anerkannt. 

Artikel 2. 

Diese Vereinbarung soll 
ratifiziert und die Auswechs- 
lung der Ratifikationsurkunden 
sobald als möglich bewirkt 
werden. 

Zu Urkund dessen haben 
d4e beiderseitigen Bevollmäch- 
tigten die gegenwärtige Ver- 
einbarung unterzeichnet und 
untersiegelt. 

So geschehen zu Bern den 
24. Juni 1879. 

(L. S.) (gez.): Röder. 
(L. S.) (gez.): Hammer. 



befundenen Vollmachten, über 
Folgendes übereingekommen 
sind: 

Artikel i. 

Die zwischen der Schweiz 
und Baden wegen Regulierung 
der Grenze bei Konstanz ab- 
geschlossene, in Abschrift bei- 
gefügte Übereinkunft vom 
28. April 1878, nebst dem 
dazu gehörigen, gleichfalls ab- 
schriftlich anliegenden Schluss- 
protokoll von demselben Tage, 
wird hierdurch für das Deutsche 
Reich als rechtsgiltig anerkannt. 

Artikel 2. 

Diese Vereinbarung soll 
ratifiziert und die Auswechse- 
lung der Ratifikationsurkunden 
sobald als möglich bewirkt 
werden. 

Zu Urkund dessen haben 
die beiderseitigen Bevollmäch- 
tigten die gegenwärtige Ver- 
einbarung unterzeichnet und 
untersiegelt. 

So geschehen zu Bern den 
24. Juni 1879. 

(L. S.) (gez.): Hammer. 
(L. S.) (gez.): Röder. 
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Übereinkunft 

wegen Regulierung der Grenze bei Konstanz. 

[Folgt Text derselben nebst Schlussprotokoll.] 



Uns vorgelegt und von Uns 
geprüft worden ist, so erklären 
Wir, dass Wir die gedachte 
Vereinbarung hierdurch ge- 
nehmigen und ratifizieren, auch 
versprechen, dieselbe zu er- 
füllen und von Unseren Be- 
hörden erfüllen zu lassen. 

Zu Urkund dessen haben 
Wir gegenwärtige Ratifikations- 
urkunde vollzogen und mit Un- 
serem Insiegel versehen lassen 



Gegeben Coblenz, den 16. 
Juli 1879. 



(L.S.) Wilhelm. 



Der Kanzler: 

V. Bismarck. 



i 



erklärt 
die vorstehende Vereinbarung 
in allen Teilen als angenommen 
und in Kraft erwachsen, und 
verspricht im Namen der 
schweizerischen Eidgenossen- 
schaft, soweit es von dieser 
abhängt, jederzeit gewissen- 
hafte Erfüllung derselben. 

Zur Urkunde dessen ist die 
gegenwärtige Ratifikation vom 
Vizepräsidenten des schweize- 
rischen Bundesrates und vom 
Kanzler der Eidgenossenschaft 
unterschrieben und mit dem 
eidgenössischen Staatssiegel 
versehen worden. 

So geschehen zu Bern am 
siebenundzwanzigsten Juni ein- 
tausend achthundert siebenzig 
und neun (27. Juni 1879). 

Im Namen 

des 

Schweiz. Bundesrates, 

Für den Bundespräsidenten: 
Der Vizepräsident: 
(L. S.) Weltli. 

Der Kanzler 

der Eidgenossenschaft: 

Schiess. 
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Die Geschichte des Vertrages lässt sich zum grössten Teile 
aus der angeführten Ratifikationsurkunde entnehmen. Wie schon 
erwähnt,^) war der Reichsregierung Mitteilung über den Ab- 
schluss des Vertrages vom 28. April 1878 gemacht worden. 
Diese machte nun geltend, dass ganz allgemein und ohne Rück- 
sicht auf die Grösse der resultierenden Gebietserweiterung oder 
-Beschränkung Veränderungen der Reichsgrenze zur Rechts- 
gültigkeit für das Reich die Mitwirkung des Reichs bezw. die 
Zustimmung seiner gesetzgeberischen Faktoren bedürften.^ 
Dieser Anschauungsweise schloss sich die Grossherzogliche Re- 
gierung sofort an, und es wurde nun vorliegende Anerkennungs- 
erklärung vor den deutschen Bundesrat und Reichstag gebracht, 
welche am 24. Juni 1879 von den Bevollmächtigten des Reiches 
in Bern abgeschlossen worden war. Nachdem Bundesrat und 
Reichstag sie genehmigt hatten, wurde die Übereinkunft von 
der Schweiz am 27. Juni und vom Reiche am 16. Juli 1879 
ratifiziert. Die Auswechslung der Ratifikationen fand zwischen 
dem Bundespräsidenten Hammer und dem General von Röder 
am 2. August 1879 statt. — 

Es ist dadurch ein an sich nichtiger Vertrag rechtlich 
wirksam, d. h. gültig gemacht worden, und zwar durch einen 
anderen Vertrag. Unter welchen Gesichtswinkel können wir 
nun wohl diese Gültigkeitserklärung juristisch stellen.'^ Ist sie 
als eine Indemnitätserteilung zu betrachten oder als Ratihabition.? 

Erteilung der Indemnität ist nachträgliche Erteilung der 
Einwilligung in einen der Teilnahme der Volksvertretung be- 
dürftigen, in diesem Falle jedoch von der Regierung allein 
vorgenommenen Gesetzgebungsakt. Ein solcher ist ohne die 
Teilnahme der Volksvertretung nicht absolut nichtig, sondern 
er ist vorbehaltlich der späteren Zustimmung der Volksver- 
tretung vollzogen. 

Die nachfolgende Zustimmung charakterisiert sich also als 
die Beseitigung eines dem anderen Teile wohl bewussten Man- 

S. 43. 

2) Verhandl. d. bad. Stände-Versamml. 4. Beilagenheft z. d. Protok. d. 
2. Kammer S. 848. 

Diss. Grünau. 4 
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gels der rechtlichen Befugnis zur Vornahme des Aktes, Ge- 
nehmigung eines an sich nur relativ nichtigen Aktes, zugleich 
aber auch die Entbindung von den zivilrechtlichen und straf- 
rechtlichen Folgen einer gesetzwidrigen Handlung.^) ^) In 
formeller Beziehung aber muss die Indemnität durch ein Ge- 
setz erteilt werden, ,,da die Indemnitätserteilung nicht wie die 
gewöhnliche Entlastung der Staatsregierung durch die Kammern 
nach Vorlegung der Rechnungen über den Staatshaushalt auf 
einer Bestimmung der Verfassung beruht und mithin eine blos 
einseitige Erklärung der Häuser des Landtages keine bindende 
Kraft haben würde." ^) Der Begriff der Indemnitätsakte hat 
sich in der englischen Staatsverfassung ausgebildet. An der 
Hand der englischen Verfassungsgeschichte zeigt Gneist,*) 
dass der englische Grundsatz der ,, juristischen" Verantwortlich- 
keit des Beamtentums in Frankreich in den der ,, politischen" 
Verantwortlichkeit überging; heute sähe man alle Arten der 
Abw^eichung der Ministerverwaltung von den Gesetzen als Akte 
an, welche durch eine Indemnitätserklärung der Kammern zu 
decken seien, und man erteile solche Indemnitäten ebenso im 
voraus wie nachher. Im Deutschen Reiche und in Preussen 
ist eine vorherige Indemnitätserteilung noch nicht vorgekommen; 
für eine nachherige liegen uns einige Beispiele vor. 

Die neueste Indemnitätserteilung des Deutschen Reiches 
liegt vor in dem Gesetze vom 25. Februar 1901 ^): „Für die 
Aufstellung der nach Ostasien entsandten, in der Reichsver- 
fassung und den Reichsmilitärgesetzen nicht vorgesehenen 
Truppenkörper, sowie für alle Ausgaben, welche auf den im 



i) Vgl. den Bericht der Budgetkommission über den Gesetz-Entwurf 
betr. die Erteilung der Indemnität usw. in den Anlagen zu den stenographischen 
Berichten über die Verhandlungen des Abgeordnetenhauses 1866/67 S, 138. 

2) Der Unterschied zwischen Entlastung und Indemnität kann man mit 
Rönne (I S. 638 Anm. 2) darin suchen, dass erstere die Anerkennung einer 
Ausgabe als gerechtfertigt anerkennt, die andere die Verweigerung dieser 
Anerkennung voraussetzt. 

3) Vgl. den in Anm. i zitierten Bericht. 

4) Gneist, Indemnität, S. 360 — 361. 

5) R.-G.-Bl. No. 4 § 6. 
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§ T bezeichneten Betrag zu den Verwendungszwecken des 
zugehörigen Nachtragsetats bereits geleistet sind, wird dem 
Reichskanzler Indemnität erteilt.** In dem i. Bande der An- 
lagen zu den Stenographischen Berichten des Reichstages, 

10. Legislatur-Periode IL Session 19CXJ/02, No. 8 S. 222 — 254 
wird die politische Notwendigkeit begründet und die Mass- 
nahmen auf den einzelnen Gebieten der Reichsverwaltung 
bezüglich der Expedition dargetan; in der Sitzung des Reichs- 
tages vom 19. November 1900 weist der Reichskanzler auf 
die Ziele der Expedition hin ^) und erbittet, da ihm ,, nichts 
ferner liegt als das verfassungsmässige und von niemandem 
bestrittene Recht des Reichstages zu beeinträchtigen, dass für 
alle Ausgaben die Zustimmung des Reichstages in Form einer 
Etatsforderung einzuholen ist, und zwar, wo dies nur immer 
möglich und angängig ist, im voraus**, dies aber wegen der 
plötzlich eintretenden politischen Gefahr unmöglich war, weil 
der Reichstag nicht versammelt gewesen, um Indemnität.^) 
Verschiedentlich wird um den Begriff dieses Wortes gestritten, 
und ob die Erteilung derselben zulässig wäre oder nicht.') 
Nach der ersten Lesung in den Sitzungen vom 19., 20., 22. 
und 23. November 1900 wurde einer Kommission zugleich 
mit der Beratung über den dritten Nachtrag zum Reichshaus- 
haltsetat für das Rechnungsjahr 1900 (betr. die Ausgaben für die 
Chinaexpedition) auch die Beratung über die Frage der In- 
demnität übertragen. Nachdem die Kommission getan hatte, 
was von ihr gefordert war *), und das Ergebnis dem Reichstage 
vorgelegt worden war^), wurde der oben zitierte § 6 in 2. 
(S. 1344) und 3. Lesung (S. 1382) angenommen. — Auch aus 
früheren Jahren liegen einige Indemnitätsgesetze vor; i. Das 

i) Sten. Bericht des Reichstages 10. Legisl.-Per., II. Session 1900/03, 
Bd. I S. 11—14. 

2) a. a. O. S. 15. 

3) a. a. O. S. 16—32, 37—38, 49—51, 58—62, 63, 64, 65—67, 71—72, 
74, 76, 77—78, 8s, 84—85, 90, 91, 97—99, 103—104, 109, iio— iii. 

4) Näheres Anlagen zu den Sten. Ber. des Reichstages, 10. Legisl.-Per. 

11. Session 1900/02 Bd. II S. 845 — 846 u. 855. 

5) Sten. Ber. Bd. II S. 1342. 

4* 
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Gesetz vom 29. März 1873 bestimmt in seinem § i: ,,Der 
Marineverwaltung wird Indemnität erteilt ....*' Es handelt 
sich hier um Ausgabenüberschreitungen der Marineverwaltung 
während der fünf aufeinander folgenden Jahre 1867 bis 1871. 
2. Das Gesetz vom 10. November 1883 erteilt im seinem § i 
dem Reichskanzler Indemnität; dieser hatte nämlich im selben 
Jahre der spanischen Regierung diejenigen Zollermässigungen, 
welche der neue spanische Handelsvertrag Spanien zu- 
gestanden hatte, auch schon vor der Genehmigung dieses 
Vertrages durch die beiderseitigen Volksvertretungen zukommen 
lassen. Dies Verfahren wurde natürlich moniert, und der Reichs- 
kanzler suchte ohne Bedenken Indemnität nach. 3. Das Gesetz 
vom 16. März 1885 erteilt Indemnität im § i den verbündeten 
Regierungen für die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke der 
Verwaltung des Reichsheeres, der Marine und der Reichseisen- 
bahnen zum Zwecke der Landesverteidigung. — In Preussen 
ist der Regierung seit dem Bestehen der Verfassung dreimal 
Indemnität erteilt worden. Das erste Mal hatte die Staats- 
regierung vom Jahre 1862 — 1865 die Verwaltung geführt, ohne 
dass ein Staatshaushaltsetat gesetzlich festgestellt war, was daher 
kam, dass 1862 Abgeordnetenhaus und Regierung sich über den 
Etat der Militärverwaltung nicht einigen konnten und die Re- 
gierung erklärte, dass sie in einem solchen Konflikt das Notrecht 
hätte, die Verwaltung auch ohne ein Budgetgesetz zu führen. 
Im Jahre 1866 gewann die Regierung aber die Überzeugung, 
,,dass die von ihr seit dem Jahre 1862 getrofienen Verfügungen 
über die Staatsmittel der gesetzlichen Grundlage entbehrten",^) 
und legte dem Abgeordnetenhause den Entwurf zu einem Ge- 
setze über Erteilung der Indemnität vor. Dieser wurde an 
genommen als Gesetz vom 14. September 1866*) und so der 
Konflikt beendigt. Zum zweiten Male wurde Indemnität erteilt 
inbezug auf eine ohne Genehmigung des Abgeordnetenhauses 
erlassene Verordnung über die Gründung öffentlicher Darlehns- 

i) Königl. Thronrede vom 5. Aug. 1866, Sten. Ber. des Abg.-Hauses 
Bd. I S. 2. 

2) Gesetzsamml. v. 1866 No. 481 Art. 2. 
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kassen und die Ausgabe von Darlehnskassenscheinen,^) und 
zum dritten Male dafür, dass eine durch das Gesetz vom 
9. März 1867 zu Eisenbahnzwecken bewilligte Staatsanleihe im 
Jahre 1868 über den Bedarf für die Baujahre 1867 ^^^1 1868 
zum vollen Betrage realisiert worden war.*) 

Wenn man davon absieht, dass in der Indemnitätserklärung 
zugleich eine Befreiung von etwaigen zivil- und strafrechtlichen 
Folgen liegt, so kann man sie wohl als eine Art Ratihabierung 
betrachten. 

Was zivilrechtlich alles unter den Begriff .der Ratihabition 
gehört, ist streitig, im allgemeinen bezeichnet die Jurisprudenz 
mit dem Worte Ratihabition die nachfolgende Erklärung eines 
zur Rechtswirksamkeit einer Handlung erforderlichen Willens ; S) 
doch werden der Bedeutung des Wortes häufig engere Grenzen 
gezogen. Meistens spricht man von Ratihabition in drei Fällen: 
I. bei Genehmigung einer Handlung, die für den Genehmigen- 
den vorgenommen war; 2. bei Genehmigung einer Handlung, 
deren Gegenstand oder Charakter „derartig in die Rechtssphäre 
eines anderen eingreifen, dass sein Wille zur Rechtswirksamkeit 
der Handlung erforderlich ist**;*) 3- bei Gültigkeitserklärung 
einer Handlung, zu deren Rechts wirksam machung der Handelnde 
kraft gesetzlicher Vorschrift nicht lähig war.^) Diese Ein- 
teilung des Zivilrechts geht uns jedoch nichts an; wir wollen 
keine Analogien mit dem Privatrecht vorbringen; wir haben 
schon häufiger erwähnt, dass wir dies für verkehrt halten; es 
handelt sich für uns einzig darum, aus dem Sinne des Wortes 
Ratihabition, zu dessen Erklärung allein wir auf einige Stellen 
der römischen Klassiker zurückgehen müsserf, zu erkennen, ob 

i) Ges. vom 27. Sept. 1866 § i; preuss. Ges.-Samml. von 1866 No. 50; 
Anlagen zu den Sten. Ber. des Abg.-Hauses I. Bd. No. 56 S. 270 — 289. 

2) Ges. vom 2. März 1871 Art. i, Ges.-Samml. von 1871 No. 7. 

3) So Scheller S. 5, Beckhaus S. 6, Seuffert S. 2, Neu- 
mann S. 10, Griesinger S. 24, Siegerist S. 2, Dernburg I 
S. 296. 

4) Vgl. S c h e 1 1 e r S. 6. 

5) Wi n d s c h e i d (S. 415 — 416) und B e c k h a u s (S. 7) rechnen den 
3. Punkt nicht zur Ratihabition. 
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wir den deutsch-schweizerischen Vertrag unter den .Gesichts- 
winkel der Ratihabition stellen können. 

Ratihabition kommt von ratum habere. Ratus, das 
griechische prixöi;, von reor, wollen, meinen, bedeutet zuerst 
das durch Rechnung Bestimmte, übertragen das Gemeinte, 
Gewollte; es wird dann zu dem Willensausdruck eine gewisse 
Energie gedacht; so bekommt das Wort die Bedeutung das 
Sichere, Feste, Rechtsbeständige, gleich certus, firmus, constans.') 
In Verbindung mit esse, manere, permanere, facere und habere 
bedeutet es soviel wie firmare, confirmare, firmum manere, 
firmum habere, comprobare, agnoscere, valere, servandum esse, 
non rumpi, non rescindi,*) etwas für rechtsgültig, rechtsbeständig, 
unanfechtbar halten, aufrechterhalten, billigen, rechtsgültig 
machen. Ratihabitio bedeutet also die Anerkennung des 
Rechtsbestandes von etwas Geschehenem, dessen juristischer 
Bestand noch zweifelhaft, oder eben von jener Anerkennung 
abhängig ist. 

Demnach ist die Indemnitätserteilung unzweifelhaft eine 
Art Ratihabition, denn das Bestehen eines Gesetzes oder einer 
Verordnung hängt immer von der Anerkennung der Volks- 
vertretung ab und wird nur durch diese rechtsgültig. 

Auch der Vertrag vom 24. Juni 1879 ist sicherlich eine 
Ratihabition, denn der Vertrag vom 28. April 1878 bestand 
von rechtswegen nicht, ^) doch wurde er durch den Vertrag 
vom 24. Juni 1879 für rechtswirksam erklärt.*) Nicht aber 
fällt dieser unter den Gesichtswinkel der Indemnität, denn der 
Vertrag vom 28. April war nicht nur relativ, sondern absolut 
nichtig. Indemnität aber ist nur Genehmigung eines relativ 

i) Vgl. Festi Fragm. e. cod. Farn. L. XVII Qu. XIII 12 (ed. O. Muelleri) 
S. 274; noch andere Belegstellen siehe bei SeuffertS. 5, Siegerist 
S. I, Griesinger S. 23. 

2) Belegstellen siehe S e u f f e r t S. 5 u. 6, S i e g e r i s t S. i u. 2, 
Griesinger a. a. O., Beckhaus S. 3 — 5. Am bekanntesten ist wohl 
der Ausspruch Ulpian's(l. i2§i Dig. ratam rem haberi 46,8): rem habere 
ratam hoc est, comprobare agnoscereque, quod actum est a falso procuratore. 

3) Vgl. oben S. 43. 

4) R.-G.-BI. von 1879 Art. i. 
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nichtigen Aktes, ^) ganz abgesehen davon, dass von einer Ent- 
bindung von zivil- und strafrechtlichen Folgen nicht die Rede 
sein kann, und eine Indemnitätserteilung nur in Form eines 
Gesetzes erfolgen kann. — 

„Das Verfahren, welches bei dem badisch-schweizerischen 
Grenzvertrage vom 28. April 1878 eingehalten wurde, war in 
seinen beiden Stadien unrichtig. Unrichtig war, das Baden 
den Vertrag abschloss, ohne der Zustimmung des Reiches 
vorher sich zu versichern oder dieselbe vorzubehalten, un- 
richtig nicht minder, dass dann das Reich einen zweiten Vertrag 
mit der Schweiz einging", behauptet Seydel.2) Inbezug auf 
den ersten Punkt geben wir ihm, wie oben-^) auseinandergesetzt, 
Recht; wie steht es aber mit dem zweiten? 

Seydel wird zu seiner Meinung offenbar durch die Be- 
trachtung gebracht, dass das Reich keine Gebietshoheit über 
das Staatsgebiet besitze; dann ist allerdings nicht gut möglich, 
dass es als Kontrahent in einem Vertrage erscheint, in welchem 
Gebietsteile eines Einzelstaates abgetreten werden.*) Dies ist 
hier jedoch nicht der Fall. Wenn der Vertrag vom 28. April 
1878 von rechtswegen ungültig war, so wurde doch tatsächlich 
schon Gebiet durch ihn abgetreten und der Vertrag vom 
24. Juni 1879 war somit genau genommen kein Gebietsver- 
änderungsvertrag, sondern ein Vertrag, worin die beiden Be- 
rechtigten verabreden, dass die zwischen einem Berechtigten 
und einem Nichtberechtigten getroffene Vereinbarung gültig 
sein sollte; welchen Inhalt diese hat, ist für die Art des 
späteren Vertrages gleichgültig. Ausserdem aber erkennen wir 
die Prämisse, das Reich habe keine Gebietshoheit, nicht an,^) 

i) Vgl. oben S. 49. 

2) I. S. 639 Anm. 4. Ihm schHesst sich an P r e s t e 1 e. 

3) S. § 3. 

4) Prestele S. 22, Probst S. 248. 

5) Diese Streitfrage hier näher zu beleuchten würde zu weit führen. 
Da wir aber oben (S. 15) Gebietshoheit als die Eigenschaft eines Staates 
auffassten, auf seinem Gebiete die Staatsgewalt ausüben zu können, so müssen 
wir, da es sicherlich ein Akt der Staatsgewalt des Reiches ist, wenn es im 
Friedensschlüsse Einseistaatsgebiet selbständig veräussert, dem Reiche die 
Gebietshoheit zuerkennen. 
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müssen also auch aus diesem Grunde der Meinung Seydels 
widersprechen. Nun sagt aber Art. 78 Abs. i. R.V. : , »Ver- 
änderungen der Verfassung erfolgen im Wege der Gesetz- 
gebung*'; für das Reich aber ist durch den Vertrag vom 
24. Juni 1879 sowohl Gebiet erworben wie verloren gegangen; 
es ist also eine Änderung des Art. i R.V. eingetreten, es fehlt 
also der nach Art. 78 erforderliche Gesetzgebungsakt; durch 
diesen wäre die Schweiz ebenso wie durch einen besonderen 
Vertrag sicher gestellt worden, dass von selten des Deutschen 
Reiches keine Anfechtung des badisch-schweizerischen Vertrages 
mehr erfolgen könne, sie selbst wäre an einen nichtigen Vertrag 
nicht gebunden gewiesen und hätte sich jederzeit auf die Un- 
gültigkeit berufen können; aus diesem Gesichtspunkte heraus 
hat der deutsche Bundesrat wohP) einen neuen Vertrag für 
sicherer gehalten als einen einseitigen Gesetzgebungsakt; trotz- 
dem hätte nach der Reichsverfassung auch dieser erfolgen und 
nicht ein Verstoss gegen die Verfassung durch politische Er- 
wägungen veranlasst werden müssen.^) 

Der zweite Vertrag wurde eingegangen, um ,,der zwischen 
Baden und der Schweiz geschlossenen Übereinkunft wegen 
Regulierung der Grenze bei Konstanz vom 28. April 1878 
rechtliche Wirksamkeit für das Deutsche Reich zu verleihen".^) 
Das ist falsch ausgedrückt. Der erste Vertrag war nichtig; es 
war an ihn die Schweiz ebensowenig gebunden wie Baden und 
das Deutsche Reich; wollte die Schweiz ihn wirksam machen^ 
so musste sie den zweiten Vertrag eingehen; verpflichtet war 
sie dazu aber nicht, und es wurde nun erst durch den neuen 
Vertrag für die Schweiz ebenso wie für das Reich der Über- 
einkunft vom 28. April 1878 rechtliche Wirksamkeit verliehen. 
Doch scheint es der schweizerische Bundesrat als selbstver- 
ständlich angesehen zu haben, dass dies geschieht; auch legte 
er dem Deutschen Reiche keinerlei Schwierigkeiten in den Weg. 



i) Die Verhandlungen des Bundesrates waren dem Verfasser nicht zu- 
gänglich. ^ 

2) Ähnlich Sieskind S. 26 und 27, 

3) R.-G.-Bl. von 1879 S. 307, Amtl. Samml. S. 283. 
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Höchst sonderbar bleibt es trotzdem, dass die schweizerische 
Literatur überhaupt nicht auf diese Frage eingegangen ist. 
Nicht nur in der neueren, sondern auch in der Literatur der 
damaligen Zeit finden wir keinen Anhalt, der darauf schliessen 
Hesse, dass der Schweiz dieser zweimalige Abschluss eines 
Vertrages anormal erschienen wäre. Selbst v. Salis^) erwähnt 
nur nebenbei bei der Besprechung der Gebietshoheit über den 
Bodensee die beiden Verträge ohne jegliche Randglosse.^) 

i) Bd. I S. 229 Anm. i. 

2) Über einen andern Fall zweimaligen Abschlusses eines völkerrecht- 
lichen Vertrages berichtet S t o e r k in den Pommerschen Jahrbüchern (Bd. 2 
S. I — 90): „Das Greifswalder Bündnis zwischen Peter d. Gr. und Georg I. 
vom 28./17. Oktober 1815/' Nach Karls XL, unter dessen Herrschaft 
Schweden unbestritten die erste Macht des Nordens gewesen war, Tode (1697) 
veranlasste die Jugend seines Sohnes Karls XII. einen Angriffsbund der drei 
nordischen Mächte Russland, Polen und Dänemark. Anfangs glücklich im 
Kriege gegen diese Mächte, wurde für Karl sein Zug in die Ukraine zum 
Verderben. Während er sich in der Türkei, fern von seinen Landen, aufhielt 
(1709- 1714), drangen fremde Mächte in seine Besitztümer ein; so besetzte 
Preussen 1713 die schwedische Festung Stettin und 17 14 Vorpommern bis 
zur Peene nebst Usedom und Wollin, zunächst freilich nur zur Aufrechterhaltung 
des Haager Konzerts, durch welches das Deutsche Reich — also auch der 
deutsche Besitz Schwedens — für neutral erklärt worden war, trat aber dann, 
als Karl 171 4 die sofortige Herausgabe Stettins verlangte, dem Kriegsbunde 
gegen Schweden bei; so besetzte Peter d. Gr. 171 3 Finnland; so mussten die 
schwedischen Besatzungen auch Bremen und Verden aufgeben, wobei aber 
zweifelhaft wurde, ob Dänemark, ob Braunschweig-Hannover das Erbe der 
sinkenden Schwedenmacht antreten sollte. Um sich diese Lande zu sichern, 
schloss Hannover erst mit Preussen (17 14) und dann auch mit Russland einen 
Vertrag, der ihm die Succession in die Lande Bremen und Verden als eines 
der Kriegsziele der nordischen Liga in Aussicht stellte. Dieser Vertrag 
zwischen Georg I., der seit 1714 die Krone Grossbritanniens mit dem 
deutschen Kurhute vereinigte, und Zar Peter d. Gr. ist nach längeren ^ in 
Berlin, London, im Haag, in St. Petersburg und in Greifswald geführten Vor- 
verhandlungen in Greifswald am 28.^17. Oktober 1715 abgeschlossen wojden. 

In den Hauptfragen des projektierten Bündnisses waren sich die kontra- 
hierenden Teile beinahe von Anfang an einig; das Zustandekommen des Ver- 
trages hinderte nur die Formulierung der Artikel 4 und 5, die von hannover- 
scher Seite möglichst allgemein gefasst waren, während Russland eine genaue 
Passung der wechselseitigen Zusagen verlangte. Der Vertragsabschluss wurde 
schlieslich nur dadurch erreicht, dass dei Hannoversche Bevollmächtigte, der 
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Umsodeutlicher erkannte sowohl die deutsche Fachliteratur 
wie die gesamte Publizistik die prinzipielle Tragweite der 
in Frage kommenden Vertragsschlüsse. Der diplomatische 
„Zwischenfall** hat klärend und festigend auf die zugrunde 
liegenden Fragen der Kompentenzabgrenzung zwischen Reich 
und Gliedstaat eingewirkt. Zugleich ist aber auch in der 
Staatenpraxis der Unterschied zwischen der Zuständigkeit des 



Rat Heusch, unter inhaltlicher Überschreitung der ihm erteilten Instruktion 
das BQndnis in der von russischer Seite vorgeschlagenen Form signierte. 

Diese Abweichung von der Heusch erteilten Instruktion gab Georg I. 
einen Grund für die Verweigerung der Ratifikation; ein zweiter Grund dafür 
war auch noch vorhanden: Heusch hatte dem russischen Bevollmächtigten 
Fürsten Kurakin in allzu konniventer Weise bei der Signierung der bei den 
Ausfertigungen des in französischer Sprache abgefassten Vertrages auf beiden 
Exemplaren den Ehrenplatz überlassen, was schon damals ein grober Form- 
verstoss war, wie wir aus Julius Bernhard von Rohr*s Einleitung 
zur Zeremonialwlssenschaft (Berlin, bey Joh. Andreas Rüdiger, 1729 S. 466 — 67) 
sehen: .... „Wenn die Ministri zweyer Herrschaften, die einander gleich 
sind, einen Traktat unterzeichnen, so lassen sie davon zwey Abschriften 
verfertigen, die man ein doppelt Instrument nennt; ein jedweder von 
ihnen nennt seinen Fürsten zuerst in demjenigen, so er behält, und 
uuterschreibt sich an der vornehmsten Stelle, um ihren Anforderungen 
wegen der Praecedenz im Range keinen Eintrag zu thun, falls sie 
solche einander disputieren." 
Man wäre in London schliesslich geneigt gewesen, Heusch*s Ab- 
weichungen von der lustruktion zu überwinden, soweit es sich um die 
Russland günstigere Textierung des Vertrages handelte; aber der Verstoss 
gegen das herrschende Zeremonialrecht machte die Ratifikation der mit beiden 
Unterschriften versehenen Vertragsurkunde unmöglich. Der englischen Forde- 
rung entsprechend mussten die beiden Vertragsausfertigungen neu kopiert, 
von je einem der Bevollmächtigten signiert und dann ausgewechselt werden. 
Russland fugte sich diesen Forderungen ohne Zögern. Die ungültigen Vertrags- 
exemplare wurden von den beiden Parteien zu den Akten genommen, und 
die in korrekter Ausfertigung signierten Verträge wurden von Georg I. am 
3. Dezember, vom Zaren am 29./ 18. Dezember 171 5 ratifiziert und die Rati- 
fikationen in Berlin am 13* Februar 17 16 ausgewechselt. 

Hier wurde der Vertrag nicht wegen eines Rechts-, sondern eines Form- 
fehlers wegen noch einmal abgeschlossen; die Ratifikation Georgs I. hätte den 
Mangel dei Form geheilt, und der Vertrag wäre auch mit dem Formfehler 
behaftet rechtlich wirksam geworden, während ein etwaiger Rechtsfehler ihn 
ungültig gemacht hätte. 
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Reiches kraft Verfassungsrechts bei konstitutiven Grenz- 
regulierungen scharf festgehalten worden und der verwaltungs- 
rechtlichen Zuständigkeit des Einzelstaates bei deklaratori- 
schen Grenzberichtigungen. So meldet das Schweizerische 
Bundesblatt in seinem 45. Jahrgang S. iSSfg. über Grenzstein- 
setzungen und Grenzbereinigungen: ,,Die am 10. Juni 1891 
unterzeichnete Übereinkunft betreffend die Bereinigung der 
schweizerisch-französischen Grenze zwischen dem Mont Dolent 
und dem Genfersee ist vom französischen Senate immer noch 
nicht genehmigt worden (Bundesbl. 1894, II, 128). Wir be- 
dauern lebhaft, dass diese Behörde so wenig Entgegenkommen 
zeigt, ein Werk, das während einer Reihe von Jahren die 
beiden beteiligten Regierungen beschäftigt hat, seinem Ab- 
schlüsse entgegenzuführen. Wir erinnern daran, dass die er- 
wähnte Übereinkunft von der Bundesversammlung bereits am 
25. /26. Juni 1891 und von der französischen Abgeordneten- 
kammer am 5. März 1892 genehmigt worden ist. Es dünkt 
einem wirklich, der französische Senat hätte Zeit finden können, 
sich mit dieser schon seit 3^2 Jahren auf seine Genehmigung 
wartenden Angelegenheit zu befassen. Die Kommission des 
Senates scheint, indem sie so lange das Inkrafttreten der Über- 
einkunft verhindert, einigermassen die Rücksichten, welche sich 
befreundete Staaten gegenseitig schuldig sind, ausser acht zu 
lassen. In unserem nächsten Geschäftsberichte werden wir hoffent- 
lich im Falle sein, Ihnen von dem Inkrafttreten der Überein- 
kunft vom 10. Juni 1891 Mitteilung zu machen.** 

„Das Protokoll bezüglich der Wiederherstellung des Grenz- 
steines Nr. 27 an der schweizerisch-deutschen Grenze zwischen 
dem Kanton Baselland und Elsass -Lothringen ist unsererseits 
genehmigt worden." 

Und im Jahrg. 46 S. 155 fg. berichtet der Bundesrat: „Die 
Protokolle über die Wiederherstellung des Grenzsteines Nr. 27 
an der schweizerisch -deutschen Grenze zwischen dem Kanton 
Baselland und Elsass-Lothringen wurden ausgetauscht; die An- 
gelegenheit kann somit als erledigt betrachtet werden. 

Das Protokoll betreffend die Wiederherstellung des Grenz- 
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Steines Nr. 9 zwischen dem Kanton Solothurn und dem Kreise 
Mülhausen (Bundesbi. 1895, I, 858) ist von uns und von der 
deutschen Regierung genehmigt worden. 

Die Revision der Marchsteine längs der bernisch-elsässischen 
Grenze ist beendigt. Am 18. Dezember 1894 wurde der be- 
anstandete Grenzstein 32 A bei der Abtei Lützel von den Ab- 
geordneten entfernt und darüber ein Nachtrag zu dem am 
16. November 1892 unterzeichneten GrenzbereinigungsprotokoU 
aufgenommen. Darnach verläuft die Grenze, wie früher, 
zwischen den Steinen 32 und 33 längs der Umfassungsmauer 
der Abtei Lützel. Der Austausch der genehmigten Protokolle 
hat stattgefunden. 

Die Angelegenheit betreffend Wiederherstellung zweier 
Brücken über die Lützel (siehe unsern Geschäftsbericht pro 
1894, Bundesbi. 1895, I, 859) wird im Geschäftsbericht des 
Departements des Innern, dem sie zur weiteren Behandlung 
überwiesen wurde, besprochen." — 

In den bezeichneten Fällen, deren Zahl beliebig vermehrt 
zur Anführung gelangen kann, hat das Reich unbedenklich die 
Aktion in den Händen des Gliedstaates und der Reichslande 
belassen, wie das amtliche Quellenmaterial zeigt, das. wir nach 
ausländischen Publikationsorganen zitieren mussten, da nach 
deutschem Gebrauche solche rein verwaltungsrechtliche Mass- 
nahmen der Behörden zu offizieller Bekanntmachung regel- 
mässig nicht gebracht werden. 

Getreu dem juristischen Teilungsprinzip hat jedoch das 
Reich am Rechte seiner Mitwirkung bei konstitutiven Grenz- 
feststellungen auch dem grössten Gliedstaat gegenüber festge- 
halten. Beweiskräftige Quellenzeugnisse hierfür sind — wir 
greifen aus der Fülle des sich darbietenden Materials nur einige 
Vertragsabmachungen heraus — die Übereinkunft des Reiches 
und der Schweiz betreffend die badische Gemeinde Büsingen 
vom 21. September 1895; und der Vertrag zwischen dem 
Deutschen Reiche betr. die Verlegung der preussisch-öster- 
reichischen Grenze längst des Przemsa-Flusses vom 19. Jan. 1889. 
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